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      Editorial

      Liebe Leserin, lieber Leser,

      wenn Stephen Hawking Recht hat, werden unsere Ur-Urenkel nicht mehr auf der Erde leben können. Für ihn sind dafür Klimawandel, Asteroideneinschläge, Atomkrieg, Epidemien, durch Gentechnik erzeugte Viren und andere Entwicklungen in Wissenschaft und Technologie sowie Bevölkerungswachstum maßgeblich. Sein Ausweg: Besiedeln anderer Welten. 
„Nach uns die Sintflut“ ‒ oder wie Karl Marx schrieb: „Après moi le déluge! ist der Wahlruf jedes Kapitalisten und jeder Kapitalistennation.“ 
Das nicht zu akzeptieren, muss ein charakteristisches Merkmal linker Politik sein.

      Im vorliegenden Heft ist unser Schwerpunkt der Kimawandel in Deutschland. Wir zeigen, dass er uns nicht nur als Verursacher etwas angeht, sondern auch direkt unser Leben beeinflusst. Die Vorboten einer gefährlichen Erderhitzung sind eben nicht nur weit weg und erst in ferner Zukunft zu spüren. Nach einer Bilanz („Schön warm heute“) geben wir in drei redaktionellen Artikeln einen Überblick über „den Alltag in Deutschland bereits in 20 Jahren“, „Kipp-Punkte des Klimasystems“ und einen Ausblick auf das Ende des 21. Jahrhunderts bei „Ungebremste(r) Erderhitzung“ -- die Zeit, die Hawking im Auge hat. 
Indem wir die Auswirkungen des jetzt und in absehbarer Zeit zu spürenden Klimawandels auf uns in Deutschland beziehen, wollen wir die Diskussion über notwendige politische Veränderungen vorantreiben. Und wir wollen dazu beitragen, dass die drohenden Gefahren auch in der aktuellen Politik DER LINKEN Berücksichtigung finden, denn eine Partei, die vorrangig auf Wählerstimmen zielt und dabei nicht die globale Gerechtigkeit auch gegenüber zukünftigen Generationen in das Zentrum ihres Denkens und Handelns stellt, verdient nicht das Attribut „links“.

      In zwei Konferenz- bzw. Tagungsberichten (Konferenz über Rudolf Bahros Buch „Die Alternative“ und  „Just Transition und der verstärkte Ausbau erneuerbarer Energien“) fragen wir aus ganz unterschiedlicher Sicht nach Alternativen zur Gegenwart. 

      Die Energiewende wurde mit Hilfe des EEG begonnen, seine aktuelle Fassung ist hinderlich, es „muss weg“ und durch ein Klimaschutzgesetz ersetzt werden, damit Deutschland eine Chance hat, seine Ziele zu erreichen und nicht wieder das „Fossil des Tages“ wird (COP23-Bericht).

      Wir suchen nach Chancen für eine ökologische Wald- und Holzwirtschaft, setzen uns mit rechten Tendenzen in der Umweltbewegung auseinander und berichten von neuen thermischen Speichern. 

      In der Bücherecke kommen wir zurück auf die Alternativen zum gegenwärtigen kapitalistischen System, seine Widersprüche und die sich daraus ergebenden Möglichkeiten seiner Überwindung.

      Wir haben den Wunsch nach mehr Mitarbeit.

      Die Tarantel erscheint nun schon seit vielen Jahren in wachsender Auflage. Die Redaktion hat sich ständig bemüht, unsere Zeitschrift zu verbessern. Sie könnten uns dabei helfen. Wir bitten Sie alle auf, Vorschläge zu machen, was wir auf den Gebieten der Auswahl von Themen, Autoren, Bildern, Layout usw. verbessern könnten (siehe auch „Umfrage zur Weiterentwicklung der Tarantel“).

      Bitte schreibt uns mehr Leserbriefe!

      Die Redaktion

    

    
      In eigener Sache

      Einladung zum Bundestreffen

      Liebe Mitstreiterin, lieber Mitstreiter,

      unser Bundestreffen 2018 findet in Bayern in der Jugendherberge Forchheim statt. 

      Wir müssen diesmal wieder wählen: den Sprecher*innenrat, die Koordinierungsratsmitglieder, sofern sie nicht von ihren Landesgruppen delegiert werden, und ‒ ganz wichtig ‒ unsere Delegierten zum Parteitag vom 8. bis 10.6.2018 in Leipzig. Aus diesem Grund muss das Treffen relativ früh im Jahr durchgeführt werden. Wir laden dich daher ein zum 24. und 25.3.2017 zur

      Hauptversammlung 

      Auf dieser können alle anwesenden Mitglieder der Ökologischen Plattform den Sprecher*innenrat und den Koordinierungsrat wählen. Plattform-Mitglieder, die auch Mitglieder DER LINKEN sind, können darüber hinaus selbst zum Parteitag kandidieren und unsere Kandidaten wählen. 
Falls jemand kandidieren möchte und weiß, dass sie/er zum Bundestreffen verhindert ist, kann die Kandidatur auch schriftlich erklärt werden. Diese Erklärung muss bis zum 9.3.2018 beim Sprecher*innenrat im Karl-Liebknecht-Haus vorliegen.

      Bitte, meldet Euch schon vorher, möglichst bis zum 26.1.2018 an auf unserer Internetseite http://www.oekologische-plattform.de/2017/12/bundestreffen-der-oekologischen-plattform-2018.

      Daneben haben wir als inhaltliche Schwerpunkte: 

      
        	
          Diskussion mit Eva Bulling-Schröter über ökologische Politik im Landtagswahlprogramm DER LINKEN in Bayern und

        

        	
          gemeinsam mit BUND (angefragt) Diskussion/Unterstützung zum Nationalpark Steigerwald.

        

      

    

    
      Umfrage zur Weiterentwicklung der Tarantel

      Fragen zum Inhalt

      Die Schwerpunkte der nächsten vier Ausgaben haben wir bereits in der Nr. 78 mitgeteilt ("Landwirtschafts­wende", "Historische Aufgabe DER LINKEN", "Verkehrswende", "Wirtschaft + Gesellschaft") und gefragt, wer dazu einen Beitrag leisten möchte. 
Jetzt möchten wir von Ihnen wissen:

      
        	
          Sind Sie mit diesen Schwerpunkten einverstanden? 
Lehnen Sie eins dieser Themen ab? Wenn ja, welchen neuen Schwerpunkt schlagen Sie vor?
Oder umgekehrt: Welcher fehlt und welcher sollte dafür gestrichen werden?

        

        	
          Welche Frage ist für Sie innerhalb dieser Schwerpunkte besonders wichtig?

        

        	
          Wen sollten wir als mögliche*n Autor*in zu einem/mehreren Teilgebieten gewinnen?

        

      

      Wir haben für die Tarantel verschiedene Rubriken (In eigener Sache; Aus den Ländern; Schwerpunktthema; Verbände, Organisationen; Positionen; Gesellschaftsperspektive/Theorie; International; Gedicht; Energie; Abfall; Klima; Chemie; Gentechnik; Land-, Forstwirtschaft; Verkehr; Natur-, Tierschutz; Nachrichten; Bücherecke). 

      
        	
          Welche von diesen kommen aus Ihrer Sicht zu kurz? 

        

        	
          Welche haben wir in der Vergangenheit zu sehr betont? 

        

        	
          Welche fehlen?

        

      

      Fragen zur Gestaltung

      
        	
          Heftgröße (A4) und Umfang (32 Seiten) sind Tribut an die Druckkosten und daher nur schwer zu ändern. Dennoch: Gibt es Alternativvorschläge? Was ist der Grund dafür?

        

        	
          Sollten wir die Struktur der Hefte (Reihenfolge der Rubriken; S. 30 Impressum; S. 31 Kontaktadressen; S. 32 Inhaltsverzeichnis) ändern? Wenn ja, wie und was spricht für die Änderung?

        

        	
          Sagt Ihnen der zweispaltige Seitenaufbau zu oder sollten wir das Layout dreispaltig machen?

        

        	
          Verwenden wir zu viel oder zu wenig Bilder ‒ oder passt das so?

        

        	
          Wir verwenden eine serifenlose Schrift (ohne „Füßchen“ an den Buchstaben). Empfinden Sie die Lesbarkeit als gut oder schlecht? Sollten wir das ändern?

        

        	
          Ist die Schriftgröße angemessen, zu klein oder zu groß?

        

      

    

    
      Arbeitsplan der Ökologischen Plattform – 2018

      1.	Die Mitstreiter*innen der Plattform sehen 2018 zwei Schwerpunkte ihrer Arbeit: 

      
        	
          die Stärkung ökologischer Positionen in DER LINKEN und die 

        

        	
          Unterstützung von ökologisch orientierten Nichtregierungsorganisationen.

        

      

      2.	Wir fordern DIE LINKE auf, sich intensiv mit dem Klimawandel auseinander zu setzen und ihn, wie im Parteiprogramm gefordert, als Querschnittsthema zu integrieren und zu kommunizieren.

      3.	Innerhalb DER LINKEN nehmen wir gemeinsam mit anderen Zusammen­schlüssen darauf Einfluss, dass die Sicherung einer menschen­würdigen Zukunft, insbesondere durch Kampf gegen den Klimawandel auf dem Parteitag 8.-10.6.2018 in Leipzig und bei der Woche der Zukunft 13.-16.8.2018 die notwendige Berücksichtigung findet.

      4.	In diesem Sinne werden wir mit der Bundestags­fraktion und dem Parteivorstand DER LINKEN zusammenarbeiten.

      5.	Wir arbeiten aktiv zusammen mit dem Netzwerk Ökosozialisten.

      6.	Wir sehen vor, die Sommerakademie der Sozialistischen Linke (SL) mit der Durchführung eines Workshop zu einem ökologischen Thema zu unterstützen. 

      7.	Attac Deutschland bieten wir an, bei der Sommerakademie einen Vortrag/Workshop durchzuführen zum Thema 
„Degrowth und Verringerung des Ressourcenverbrauchs ohne Senkung des Wohlstandes“.

      8.	Im Mai wird auf Einladung des Essener Friedensforums ein Vortrag in Essen gehalten zum Thema „Im Frieden und in Krieg – Militär zerstört Natur“.	

      9.	Wir unterstützen alle weiteren Aktivitäten von NROs, die einen Beitrag leisten zur sozial-ökologischen Umgestaltung der Gesellschaft.

      10.	Das Bundestreffen der Ökologischen Plattform wird am 24.-25.03.2018 in der Jugendherberge Forchheim durchgeführt. 

      11.	Sitzungen des Koordinierungsrates finden am 23.3., 30.6., 29.9., und 24.11.2018 statt. 

      12.	Die Herausgabe der Tarantel erfolgt wie üblich zum Ende eines Quartals. 
Redaktionsschluss ist jeweils sechs Wochen vorher. 

      13.	In der Reihe „Beiträge zur Umweltpolitik“ werden erneut zwei Broschüren herausgegeben. 
Ihr Erscheinen wird rechtzeitig auf der Internetseite der Plattform bekannt gemacht. 

      14.	Die Plattform wird zu verschiedenen Gelegenheiten entsprechend ihren Möglichkeiten mit Infoständen auftreten, so z.B. in Berlin bei der Luxemburg-Liebknecht-Demonstration am 14.1.2018, auf dem Parteitag und beim Umwelt-Festival in Berlin am 3.6.2018. 

      15.	Die Plattform wird auch 2018 weitere Anstrengungen zur Verstärkung der Mitgliederbasis und der Arbeit der Umweltgruppen in den Bundesländern unternehmen. Unsere Mitstreiter*innen in den Bundesländern sind aufgerufen, bei der Mitgliederwerbung für die Plattform zu helfen. 

      16.	In NRW plant die Ökologische Plattform Bildungsveranstaltungen zur ökologischen Fragen.

    

    
      Aus den Ländern

      Entwurf Eilantrag an AG Umwelt der Partei DIE LINKE.Brandenburg‚ 
Tagung zum 28.10.2017

      von Lutz Amsel‚ H.-J. Börner

      Die AG Umwelt der Partei DIE LINKE empfiehlt der Landtagsfraktion der Partei, den sofortigen Ausstieg aus der Verwendung von Glyphosat und verbindliche Reduktionsziele für den Einsatz von Pestiziden in Brandenburg als Abstimmungsvorlage im Landtag einzubringen.

      Bei Glyphosat oder ähnlichen Pestiziden ist die Aufhebung der Zulassung auf den Weg zu bringen. Gleichzeitig ist der Einsatz vorhandener alternativer Mittel‚ die keine neuen Einträge in Böden verursachen‚ zu fördern. 

      Mit Hilfe eines Ökofonds und einer Ökosteuer sollen Instrumente geschaffen werden‚ die eine ökologisch nachhaltige Landwirtschaft in Brandenburg fördern. Dazu soll die Ökosteuer als Landessteuer geschaffen werden‚ die auf den Einsatz von Glyphosat und auf weitere Pestizide (zunächst) erhoben werden soll‚ und deren Einnahmen (später mit weiteren Abgaben z.B. aus nicht artgerechter Tierhaltung, aus Überdüngung, dem übermäßigen Einsatz von Herbiziden und Fungiziden) in einen Ökofonds einfließen. Der Ökofonds soll als Lastenausgleich nachhaltig wirtschaftenden Landwirtschaftsbetrieben für vorübergehende Ertragsverluste bei Nachweis von Glyphosat-Verzicht und Pestizid-Substitution zur Verfügung gestellt werden. Biologisch nachhaltige Verfahren zur Verbesserung der Bodenwerte und Vitalität der Kultur-Pflanzen sind über den Ökofonds zu fördern.

      Begründung: 

      Glyphosat und ähnliche Pestizide (wie z. B. lmidacloprid) greifen zerstörend in ökologische Kreisläufe und Nahrungsketten ein und sind maßgeblich verantwortlich für den dramatischen Artenschwund bei Insekten und Vögeln, aber auch anderen Tierarten, z.B. bei Fischen und Amphibien in unter Wasser stehenden Reisfeldern. 

      Die WHO stuft Glyphosat für den Menschen als wahrscheinlich krebserregend ein. Seine karzinogene Wirkung ist im Tierversuch nachgewiesen. Der signifikante Zusammenhang des Einsatzes von Glyphosat mit dem Auftreten zahlreicher Todesfälle und Krankheiten in Amerika‚ Asien und Afrika ist aktenkundig. Besonders mit dem Einsatz des angeblich ungiftigen Glyphosat befasste Landarbeiter und in unmittelbarer Nähe von mit diesen Mitteln behandelten Feldern Lebende sind davon betroffen. Das Monsanto-Tribunal in den Niederlanden hat das in seiner vernichtenden Würdigung der Verwendung von Glyphosat Anfang 2017 berücksichtigt.

      Die Zulassung für Glyphosat läuft Ende 2017 aus. Der Umweltausschuss des Europaparlaments hat Glyphosat bereits abgelehnt‚ dem folgte am 24.10.17 das EU-Parlament mehrheitlich. Gegen eine Zulassungsverlängerung hat eine europäische Bürgerinitiative mehr als eine Millionen Stimmen gesammelt und diese dem Vizepräsidenten des Europaparlaments Frans Timmermans und dem für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zuständigen EU-Kommissar Vytenis Andriukaitis übergeben. 

      Frankreich, Italien, Belgien‚ Luxemburg und Österreich werden gegen eine Weiterzulassung vor dem zuständigen Ausschuss stimmen. Deutschland muss sich mindestens der Stimme enthalten. Umweltministerin Barbara Hendricks (SPD) lehnt bekanntlich ebenfalls eine Verlängerung der Zulassung von Glyphosat ab.

      Ein weit gefasstes Verbot von Glyphosat und ähnlichen Giften für Brandenburg ist dringend erforderlich und sollte schnell geprüft werden. Damit ließen sich eine nachhaltige ökologische Substitution befördern sowie Mikroorganismen und flugfähige Insekten vermehren. Nur ein solches Verbot verhindert künftig, dass Chemiekonzerne wie BAYER Glyphosat durch neue, möglicherweise noch gefährlichere Pestizide‚ ersetzen. Eine Förderung ökologischer Landwirtschaft im Gegenzug zum Verbot von Glyphosat könnte eine wichtige Grundlage für die Umkehr hin zu einer nachhaltig biologisch-natürlichen Landwirtschaft sein. Deren Ertragseffizienz im Land wurde bereits in Feldversuchen und bäuerlicher Praxis nachgewiesen. 

    

    
      Schwerpunkt: Erderhitzung in Deutschland

      „Schön warm heute“

      von Wolfgang Borchardt

      1990 hörte ich zum ersten Mal den Begriff „Klimawandel“, als Meteorologen im Fernsehen ihre Klimaprognosen vorstellten. Sie betonten, dass ihre Modelle noch unscharf seien, aber deutlich zeigten, dass starke regional und zeitlich begrenzte Wetterphänomene zunehmen werden: Hitze- und Kälteperioden, Stürme, Starkregen und Trockenheit. Die bisherige Entwicklung hat diese Aussagen bestätigt, dennoch wird in der breiten Öffentlichkeit vom „Klimawandel“ gesprochen, als handelte es sich immer noch um eine unbewiesene wissenschaftliche Theorie oder um zu erwartende schöne warme Sommertage und etwas weniger Schnee und Eis im Winter. Was stört es „uns“ denn, wenn Tuvalu untergeht?

      Dabei ist der Klimawandel auch in Deutschland bereits im Gange, und auch für uns deuten sich unerträgliche Hitzeperioden an. Im August 2003 forderte die Hitze­welle allein in Deutschland 3500 Todesopfer1. In den Medien ist die Angst vor dem Terror regelmäßig präsent ‒ doch auch wenn die Opfer vom Berliner Breitscheidplatz am 20.12.2016 12 Tote zu viel sind ‒ die mittelbaren und unmittelbaren Folgen unseres Wirtschaftens deuten auf ein Verbrechen hin, für das sich nur wenige interessieren. Wegen der zur Zeit stattfindenden Klimakonferenz COP 23 in Bonn gibt es momentan2 zwar etwas mehr kritische Stimmen, doch bei den Verhandlungen für eine neue Regierungskoalition haben die Grünen schon mal zwei ihrer Forderungen aufgegeben: ein festes Ende für den Verbrennungsmotor und den Kohleausstieg bis 2030. Der dringend notwendige Politikwandel ist so nicht zu erwarten. 

      Am 12.11.2017 berichtete die „Welt am Sonntag“ angeblich als erste über eine neue Studie des BDI, in der die Kosten einer CO2-Minderung von 80 Prozent bis 2050 gegenüber 1990 zusätzliche Investitionen in Höhe von 1.500 Mrd.€ erfordern. Das Manöver war ein durchsichtiger Versuch, die Sondierungsgespräche für eine neue Bundesregierung unter Druck zu setzen und weitere Klimaschutzmaßnahmen zu blockieren. Tatsächlich hatte die FAZ bereits im August über die Studie berichtet ‒ allerdings mit der Aussage: „Die von der Bundesregierung geplante radikale Senkung der Emissionen von Kohlendioxid (CO2) in den nächsten 33 Jahren wird die deutsche Wirtschaft trotz großer technischer und finanzieller Herausforderungen nicht ernsthaft in Bedrängnis bringen. Zu dem Schluss kommen die Beratungsgesellschaften Boston Consulting Group und Prognos AG in einer unveröffentlichten vorläufigen Analyse für den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI).“3 Wie der Tagesspiegel am 15.11.2017 schreibt4, wurden die in der Studie ermittelten positiven Effekte von beteiligten Unternehmen weitergegeben, weil das bis dahin erzeugte Bild einseitig die Positionen des atomar-fossilen Komplexes gestärkt hat. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass die nötigen Aufwendungen für den Klimaschutz zwar fünfzehn mal größer sind, als die bisher entstandenen Unwetterschäden, doch Investitionen sind nicht nur Kosten, sie versprechen den Investoren Gewinne und der Volkswirtschaft insgesamt ein 0,4 bis 0,9% höheres Wirtschaftswachstum als ohne die entsprechenden Maßnahmen. Das ist nicht neu: Schon 2006 zeigte der Stern-Report, dass Nicht-Handeln zu Verlusten von wenigstens 5% des globalen Bruttoinlandsprodukts führen wird. In diesem Licht erscheint der Sondierungspoker für eine Jamaika-Koalition als Ausdruck verschiedener Kapitalinteressen, der Rest ist Maskerade.

      Betrachten wir die bisherigen Extremwetterereignisse in Deutschland näher, um in den weiteren Beiträgen einen Ausblick auf die mögliche Zukunft zu wagen.

      Von 1990 bis 2013 haben Extremwetterereignisse allein in Deutschland nach unterschiedlichen Angaben zwischen 3.611 und über 9.000 Todesopfer gefordert und Schäden in Höhe von 33 bis über 100 Mrd. € verursacht.1 Nicht alle sind eindeutige Folgen oder Vorboten einer Erderhitzung, aber das ändert nichts an den zugrundeliegenden physikalischen Gesetzen: Bei höheren Temperaturen kann die Luft mehr Wasserdampf aufnehmen, damit steigt der Energiegehalt der Atmosphäre. Mit den immer ungleichmäßig verteilten Lufttemperaturen sind bei steigendem Energiegehalt auch stärkere Energieunterschiede verbunden, die sich in Orkanen, Gewittern und Starkregen entladen können und in der Folge Überschwemmungen oder an anderen Orten auch Trockenheit und Hitzewellen hervorrufen. Entscheidend ist nicht ein einzelnes Ereignis, sondern die Tendenz: Der (globale) Temperaturanstieg bedeutet häufigere und/oder stärkere Extremwetter. 

      [image: Bild2]Doch verlässliche Zahlen über solche Ereignisse und ihre Folgen sind schwer zu finden. Die Münchener Rückversicherung ist entsprechend ihres Geschäftsmodells5 eine gute Quelle für bisherige Naturkatastrophen und Schadensangaben. Deshalb verfolgt sie auch sehr aufmerksam die bisherige und zu erwartende Erderhitzung. In „Klimafakten 2017“ heißt es: „Das Jahr 2017 ist auf dem Weg, eines der drei oder vier wärmsten jemals gemessenen Jahre zu werden. Bis Ende August lag das Jahr sogar noch auf Rang 2. Bleibt es dabei, gehören alle 17 Jahre seit 2001 zu den 18 wärmsten Jahren jemals. Die Wissenschaft ist fast einmütig der Meinung, dass dies ein deutliches Signal des Klimawandels ist.“6

      In Deutschland hat sich die Jahresmitteltemperatur seit 1881 bis 2015 um 1,4°C erhöht.7 Der Anstieg ist damit höher, als im globalen Mittel.8 Allein in den letzten Jahren haben lokal begrenzte Extremwetter Milliardenschäden und Tote gefordert. Im Mai 2015 gab es in Deutschland eine Serie von Tornados (bei Rostock und in Süddeutschland) mit zwei Todesopfern und über 80 Mio. € Schäden.9 Starkregen und in der Folge Überschwemmungen haben im Mai 2016 in Deutschland Schäden in Höhe von 2,6 Mrd. € hervorgerufen.10 Unter der Überschrift "2017, Juli: Einordnung der Stark- und Dauerregen in Deutschland zum Ende eines sehr nassen Juli 2017" schätzt der Deutsche Wetterdienst ein: "Insgesamt betrachtet entsprechen sowohl die Dürreperiode von Januar bis Mai als auch die im Anschluss geschehenen extremen Niederschlägen dem Szenario eines extremeren Niederschlagsgeschehens in Deutschland, wie es der Weltklimarat in seinem fünften Sachstandbericht aufgrund des Klimawandels bereits 2014 prognostiziert hat."11 

      Alle Daten in der Tabelle wurden mit Hilfe der Online-Tools NatCatSERVICE12 ermittelt. 

      Unwetterschäden in Deutschland 1990 – 2016 

      
        
          	
            Jahr

          
          	
            Ereignisse

          
          	
            Schadens­summe

          
          	
            Todes­opfer

          
        

        
          	
            1990

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            5.306 Mio. €

          
          	
            70

          
        

        
          	
            1991

          
          	
            Hagel, schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            246 Mio. €

          
          	
            6

          
        

        
          	
            1992

          
          	
            Hagel, schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme, Hitzewelle

          
          	
            1.715 Mio. €

          
          	
            9

          
        

        
          	
            1993

          
          	
            Hagel, schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            2.798 Mio. €

          
          	
            14

          
        

        
          	
            1994

          
          	
            Hagel, schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme, Hitzewelle

          
          	
            2.423 Mio. €

          
          	
            19

          
        

        
          	
            1995

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            1.134 Mio. €

          
          	
            8

          
        

        
          	
            1996

          
          	
            schwere Stürme, Kältewelle, Schneesturm, Winterschäden

          
          	
            1.044 Mio. €

          
          	
            51

          
        

        
          	
            1997

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            1.236 Mio. €

          
          	
            8

          
        

        
          	
            1998

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            934 Mio. €

          
          	
            7

          
        

        
          	
            1999

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            3.259 Mio. €

          
          	
            37

          
        

        
          	
            2000

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme, Hagel

          
          	
            571 Mio. €

          
          	
            7

          
        

        
          	
            2001

          
          	
            schwere Stürme, Wintersturm

          
          	
            781 Mio. €

          
          	
            9

          
        

        
          	
            2002

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            17.836 Mio. €

          
          	
            53

          
        

        
          	
            2003

          
          	
            Hagel, schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme/-schäden, Hitzewelle

          
          	
            2.244 Mio. €

          
          	
            9.381

          
        

        
          	
            2004

          
          	
            schwere Stürme, Winterstürme/-schäden

          
          	
            2.280 Mio. €

          
          	
            14

          
        

        
          	
            2005

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme

          
          	
            2.208 Mio. €

          
          	
            14

          
        

        
          	
            2006

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme, Hagel

          
          	
            2.262 Mio. €

          
          	
            10

          
        

        
          	
            2007

          
          	
            schwere Stürme, Winterstürme/-schäden

          
          	
            7.740 Mio. €

          
          	
            21

          
        

        
          	
            2008

          
          	
            schwere Stürme, Hagel, Überschwemmungen, Winterstürme/-schäden

          
          	
            4.109 Mio. €

          
          	
            11

          
        

        
          	
            2009

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme,

          
          	
            1.369 Mio. €

          
          	
            4

          
        

        
          	
            2010

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme/-schäden

          
          	
            3.870 Mio. €

          
          	
            37

          
        

        
          	
            2011

          
          	
            schwere Stürme, Überschwemmung, Winterstürme,

          
          	
            2.700 Mio. €

          
          	
            16

          
        

        
          	
            2012

          
          	
            Winterstürme

          
          	
            420 Mio. €

          
          	
            1

          
        

        
          	
            2013

          
          	
            schwere Stürme, Hagel, Überschwemmungen, Winterstürme/-schäden

          
          	
            22.032 Mio. €

          
          	
            19

          
        

        
          	
            2014

          
          	
            schwere Stürme und Überschwemmungen

          
          	
            3.240 Mio. €

          
          	
            10

          
        

        
          	
            2015

          
          	
            schwere Stürme, Winterstürme, Hagel

          
          	
            3.060 Mio. €

          
          	
            11

          
        

        
          	
            2016

          
          	
            schwere Stürme, Hagel und Überschwemmungen

          
          	
            7.272 Mio. €

          
          	
            22

          
        

        
          	
            

          
          	
            Insgesamt 1990 bis 2016

          
          	
            104.089 Mio. $

          
          	
            9.869

          
        

      


      Der gesamte volkswirtschaftliche Schaden der Naturkatastrophen in Deutschland von 1990 bis 2016 betrug 104.089 Mio. €. Sie forderten insgesamt 9.869 Todesopfer13. Die Tendenz der Schäden ist steigend.

      
        [image: Bild6]
      

      Es muss noch einmal betont werden, dass nicht alle Extremwetterereignisse eindeutige Folgen des Klimawandels sind, doch die Tendenz ist eindeutig: Der Klimawandel hat auch Deutschland erreicht und wenn es nicht gelingt, den atomar-fossilen Komplex zurückzudrängen, ist eine noch gefährlichere Erderhitzung sicher.

      Meeresspiegelanstieg

      Ein besonderes Thema ist der bereits stattfindende Meeresspiegelanstieg. Die Küstendeiche müssen daher ertüchtigt werden, die Frage ist nur: Wie hoch sollen sie werden? Bisher wird von einem Meerespiegelanstieg von maximal 98cm bis zur Jahrhundertwende ausgegangen (RCP 8.5 Szenarium des IPCC). Doch am 10.5.2017 veröffentlichte der NDR einen Beitrag mit dem Titel "Bundesamt warnt vor steigendem Meeresspiegel"14 mit den Worten „In einem internen Schreiben mit dem Titel ‚Aktualisierung von Informationen zum Meeresspiegelanstieg‘ warnt das BSH davor, dass der Meeresspiegel in den kommenden Jahrzehnten deutlich stärker steigen könnte als bislang angenommen.“ Laut Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie (BSH) kann der Anstieg „deutlich über einen Meter hinaus bis hin zu 1,70Metern“ betragen. Zwar werden „die heutigen Maßnahmen zur Sicherung der Küsten, Küstenbauwerke und Küstenbesiedlungen zumindest bis zum Jahr 2050 einen ausreichenden Schutz vor Überflutung bieten“ - doch sind dann die Deiche nicht einmal das größte Problem: Irgendwann kann das Binnenland nicht mehr entwässert werden.

      [image: Bild7]In Vorbereitung dieses Heftes fragten wir bei der Leiterin der BSH-Pressestelle an:

      
        	
          Gibt es - abgesehen von dem zitierten „internen Schreiben mit dem Titel ‚Aktualisierung von Informationen zum Meeresspiegelanstieg‘“ - eine offizielle Veröffentlichung, eine Studie oder einen Bericht des BSH? 

        

        	
          Gibt es seitens Ihrer übergeordneten Behörde Reaktionen auf den genannten Beitrag? 

        

        	
          Welche Reaktionen gab es aus der Öffentlichkeit aufgrund der Veröffentlichungen in den Medien? 

        

        	
          Wären Sie ggf. bereit zu einem weitergehenden schriftlichen Interview? 

        

      

      Uns wurde zunächst eine Antwort zugesagt, doch auch auf Nachfrage nicht gegeben. Anscheinend gelangte das ‚interne Papier‘ nur durch eine Indiskretion an die Öffentlichkeit. Bekam das BSH jetzt einen Maulkorb?

      Was uns durch den Meerespiegelanstieg im Zusammenhang mit Extremwettereereignissen erwartet, schätzt das UBA folgendermaßen ein: „Bei einem angenommenen starken Wandel hingegen ... würde es insbesondere an der kompletten Nordseeküste bis ins Landesinnere zu einer erheblichen Vergrößerung potenzieller Überflutungsflächen durch Sturmfluten um teilweise über 1.000 Quadratkilometer kommen, die die bisherigen potenziellen Überflutungsflächen durch Sturmfluten deutlich vergrößern würden. Der Landkreis Cuxhaven wäre hier in besonderem Maße betroffen. Auch an der Ostseeküste ist mit einer Erhöhung der potenziellen Überflutungsflächen durch Sturmfluten zu rechnen, wenn auch in deutlich geringerem Maße als an der Nordseeküste.“15 

      Illustriert wird das mit der Abbildung 27 auf S. 88 der Studie:

      
        [image: Bild11]
      

    

    
      Die Erderhitzung verändert den Alltag in Deutschland bereits in 20 Jahren.

      Für diese Einschätzung wurden die Bücher: „Zwei Grad mehr in Deutschand“ von Gerstengarbe/Welzer16 genutzt sowie „Klimawandel in Deutschland“ von Schuck-Zöller17. 
231 Autoren haben in diesen Büchern ihre Erkenntnisse niedergelegt.

      Das Zeitfenster, um die Erderhitzung zu stoppen, schließt sich gerade, und es wird kein zweites Zeitfenster geben. Von 1951 bis heute ist die Temperatur in Deutschland um 1 °C gestiegen, und in den nächsten 20 Jahren wird sie noch einmal um 1°C steigen, zusammen 2 °C. Deutschland wird die gesetzten Klimaziele bis 2020 nicht erreichen. Statt 40 % Minderung sind nur 32,5 % gegenüber 1990 zu erwarten. Andere große Staaten werden ihre Ziele ebenfalls nicht erreichen. Die USA wollen aus den Klimaverträgen ganz ausstiegen. Die Temperatur wird also weiter steigen und womöglich zum Ende des Jahrhunderts 4 bis 5 °C erreichen.

      Jeder Bürger hat das Recht zu erfahren, welche Auswirkungen diese Erderhitzung hat. Beschränken wir uns auf die Veränderungen in den nächsten 20 Jahren, die ja die meisten noch erleben. In dieser Zeit wird es noch möglich sein, sich an den Klimawandel anzupassen. 

      Temperatur. Der Trend ist, dass die Anzahl der warmen Tage und Nächte zunimmt und die Anzahl kalter Tage und Nächte abnimmt. Im Süden und Westen Deutschlands werden die Temperaturen stärker steigen als an der Küste. Die Anzahl der Hitzewellen im Sommer nehmen 6-fach zu. Eine Verzehnfachung solcher Ereignisse ist durchaus realistisch. Die milden Winter nehmen zu. Eis- und Frosttage nehmen um 20 % ab. Die Schneemenge wird sich weiter verringern, besonders in Lagen unterhalb 2.000 m.

      Die Infrastruktur und die dazu gehörige Technik sind auf Hitzewellen nicht eingestellt. Im Juli 2010 sind bei 50 ICE-Zügen die Klimaanlagen ausgefallen, die nur bis 32 °C ausgelegt waren. Da sich in diesen Zügen die Fenster nicht mehr öffnen lassen, stieg die Temperatur in den Waggons auf rund 50 °C an. Klimaanlagen in PKWs und Gebäuden führen zu einer Erhöhung des Schadgasausstoßes und heizen das Klima weiter an.

      Brandenburg wird in Deutschland die trockenste und am meisten dürregefährdete Region Deutschlands werden. Es kommt bei Dürreperioden zum Ausfall ganzer Ernten. Durch die Hitzewelle 2003 sind in Deutschland die Hektarerträge um 13 % gegenüber dem langjährigen Mittel gefallen. Auch die Berliner Wasserbetriebe werden Problem bei der Gewinnung von Trinkwasser aus dem Grundwasser bekommen.

      Hohe Temperaturen können zu Verformungen der Straßenbeläge führen. Autobahnen könnten deshalb gesperrt werden. Die „just in time“-Produktion, die auf unbehinderten LKW-Verkehr angewiesen ist, kann zukünftig durch Hitze und Sturm erheblich beeinträchtigt werden.

      Hohe Temperaturen tauen im Gebirge Permafrostböden auf. Es kommt zu Felsstürzen, Muren und Rutschungen. Auch Starkniederschläge können Felsstürze auslösen. In den Alpen gehen die Gletscher zurück, und sie werden bis zum Ende des Jahrhunderts verschwunden sein. Der gegenwärtige Wasserfluss aus den Gletschern wird versiegen. 

      Eine Versicherung gegen Schäden aller Art durch Hitze, Sturm und Hagel wird immer schwieriger. Allein der Anstieg der Hageltage im Jahre 1986 von fünf auf 34 im Jahre 2004 macht deutlich, dass die Versicherungskonzerne nicht nur ihre Prämien erhöhen werden, sondern bestimmte Ereignisse nicht mehr versichern wollen. Die Risiken werden immer größer. Allein das Elbehochwasser 2002 hat einen wirtschaftlichen Schaden von 9,4 Mrd. € angerichtet.

      Großstädte haben bereits heute eine Jahresmitteltemperatur, die zwei bis vier Grad über dem bundesweiten Durchschnitt liegt. Bei Hitze nimmt die Arbeitsleistung ab, die Verkehrsunfälle nehmen zu (bei 32 °C im Auto um 32 %), die Sterblichkeitsrate steigt, die Feinstaubbelastung nimmt bei Hitzeperioden zu. Gesundheitlich und sozial Schwache haben weniger die Möglichkeit, flexibel auf Witterungsbedingungen zu reagieren.

      Durch mehr Hitzewellen im Sommer werden die Ozonwerte am Boden zunehmen. Zukünftig werden die Ozongrenzwerte an 8 bis 16 Tagen überschritten, in Süddeutschland doppelt so oft wie in Norddeutschland. Ebenso werden die Feinstaubwerte zunehmen. Das wird die Gesundheit der Bevölkerung zunehmend beeinträchtigen. Besonders Kinder und ältere Menschen sind gefährdet. Lungen- und Kreislauferkrankungen werden zunehmen. Im Hitzejahr 2003 verstarben in 12 europäischen Ländern 50.000 bis 70.000 Menschen zusätzlich. Menschen in den Städten sind mehr gefährdet als Menschen auf dem Lande. 

      Die WHO beziffert die Zahl der Menschen, die unter Allergien leiden, weltweit auf 30 % der Gesamtbevölkerung. Der Klimawandel verändert die Pollensaison, die Pollenmenge und die Pollenallergenität zum Nachteil der Allergiker. Zukünftig werden vermehrt massive allergische Erkrankungen auftreten.

      Niederschlag. In ganz Deutschland nimmt der Niederschlag im Sommer ab und im Winter zu. Die zunehmenden Hitzewellen im Sommer führen zu Dürreperioden. Die ostdeutschen Gebiete erhalten weniger Niederschläge, weniger als 700mm/a, wohingegen in den Hochlagen der Mittelgebirge und in den Alpen die Niederschläge zunehmen, besonders Starkregen. Im gesamten Osten wird die Wasserbilanz negativ, es verdunstet mehr als Regen fällt. 

      In Deutschland stehen im Durchschnitt für jeden Einwohner 2.300m³/a Wasser zur Verfügung, die aber nicht gleichmäßig verteilt sind. Der Grenzwert liegt bei 1.700m³/a, darunter entsteht Wassermangel. Im oberen Einzugsgebiet der Donau stehen etwa 4.000m³/a je Einwohner zur Verfügung, im Einzugsgebiet des Rheins etwa 1.450m³/a und im Einzugsgebiet der Elbe nur 1.000m³/a. Im Sommer 2003 und 2006 fiel in Ostdeutschland so wenig Regen, dass die Spree zum Standgewässer wurde und in Berlin sogar ihre Fließrichtung umkehrte. Im Osten wird der Grundwasserspiegel weiter absinken, und im Sommer fallen Bäche trocken. Da die Vegetation im Sommer zukünftig früher beginnt und sich in den Herbst verlängert, wird auch von den Pflanzen mehr Wasser verbraucht. Durch häufigere Hochwasser werden die Schäden zunehmen und sich verdoppeln bis verdreifachen. Andererseits führen niedrige Pegelstände im Sommer zur Einstellung der Schifffahrt auf den Flüssen und zur Produktionseinstellung bei Kraftwerken und Industrieanlagen.

      Während in der Regel in Deutschland von den durchschnittlich 770mm/a Niederschlag etwa 280mm/a als Oberflächenwasser ins Meer fließen, kann sich das durch häufigere Sturzfluten ändern. Hochwasserereignisse nehmen vor allem an Rhein und Donau deutlich, an Elbe und Weser weniger stark zu. Sturzfluten werden in der Landwirtschaft und in betroffenen Städten große Schäden anrichten. In den Seen Norddeutschlands ist seit mehr als 30 Jahren ein sinkender Seespiegel zu beobachten. Diese Tendenz wird sich verstärken.

      Bei geringerem Niederschlag wird im Sommer die Kanalisation nicht mehr richtig durchgespült. Dadurch entwickeln sich Faulgase, z.B. Schwefelwasserstoff. Die Leitungen müssen häufiger durchgespült werden.

      Betriebe, die aus Flüssen Kühl- oder Betriebswasser entnehmen, werden zukünftig nur eingeschränkt produzieren können. Das betrifft unter anderem Kohle- und Atomkraftwerke. Das verfügbare Wasser wird wärmer, und es ist weniger davon vorhanden, doch abgeleitetes Kühlwasser soll nicht wärmer als 25‑28°C sein. Bei Hitzeperioden mussten schon Ausnahmen genehmigt werden.

      Der Wintersport wird in den kommenden Jahren zunehmend beeinträchtigt. Während in den östlichen Mittelgebirgen die Anzahl der Tage mit geschlossener Schneedecke zunimmt, werden diese in den westlichen Mittelgebirgen, im Schwarzwald und den Alpen abnehmen. Mit Schneekanonen versucht man, diese Situation in den Griff zu bekommen. Bereits jetzt sind 10% der Pistenflächen in den Alpen (23.800ha) künstlich beschneit. Dafür werden ‒ neben Energie ‒ jährlich 96Mio.m³ Wasser benötigt. Das ist so viel, wie eine 1,5-Millionenstadt jährlich verbraucht. Im Januar 2007 musste, um das Hahnenkammrennen durchzuführen, Schnee vom Großglöckner mit LKW und Hubschraubern herantransportiert werden. Nach 2 Slaloms musste das Rennen trotzdem abgebrochen werden, weil der Sturm „Kyrill“ den Schnee zu 70% weggeweht hatte.

      Atmosphärische Zirkulation.18 Für das zukünftige Klima ist eine Verschiebung der nordatlantischen „storm tracks“ wahrscheinlich. Dadurch nehmen Zyklone zu, und besonders in Norddeutschland sind mehr Starkwindereignisse und Böen zu erwarten. Sturmfluten nehmen zu. Der Meeresspiegel wird in den nächsten 20 Jahren um etwa 10 bis 20 cm ansteigen, bis zum Ende des Jahrhunderts um etwa 1m. 

      Die Hochdruckwetterlagen im Sommer nehmen zu, wobei es örtlich begrenzt häufiger zu Starkniederschlägen kommt. Großwetterlagen mit kühlerer und feuchterer Witterung werden seltener. Kommt es im Sommer zu „Trogwetterlagen“ (Tiefdruckgebiete kommen vom Mittelmeer über den östlichen Rand der Alpen), dann entsteht an Donau, Elbe und Oder Hochwasser. Tritt das im Winter auf, regnet es vermehrt und die Stürme nehmen zu.

      Starkwinde können den Betrieb von Windrädern beeinträchtigen. Hagel kann für Photovoltaikanlagen gefährlich werden. 2007 warf der Sturm „Kyrill“ 5.000 Bäume auf die Gleise der Bahn, und die Deutsche Bahn stellte erstmals in ihrer Geschichte deutschlandweit den Betrieb ein. Diese Sturmauswirkungen werden sich häufen.

      Leben in den Städten. Fast drei Viertel der Bevölkerung in Deutschland leben heute in Städten. Dieser Anteil wird in den nächsten Jahrzehnten auf 80 % anwachsen. Lang anhaltende Niederschläge, lokale Wolkenbrüche und plötzliche Schneeschmelze führten bereits zu Überschwemmungen in den Großstädten. Das wird zunehmen. 2002 wurde Dresden überschwemmt19. Auch Hitzewellen können in Großstädten Schäden anrichten, weil die Temperatur in den Städten in der Regel 2bis4°C höher als in der Umgebung ist. Im Stadtzentrum können die Temperaturen um 10°C wärmer sein als in der Umgebung und 40°C übersteigen. Besonders die Städte im Westen Deutschlands sind betroffen. Die Hitzetage werden sich in den Städten des Rheintals auf 25 bis 30 erhöhen. Je dichter die Städte bebaut werden, desto weniger Frischluftschneisen stehen zur Verfügung und umso heißer wird es im Sommer. Es kommt zu einer Dauerbelastung der Menschen. Bei älteren Menschen kommt es zu einem sprunghaften Anstieg der Todesfälle. Wegen Überfüllung der Leichenhallen mussten in Frankreich 2003 bereits Lebensmittelkühlhäuser als Leichenhallen umfunktioniert werden. Durch die Hitze treten vermehrt zu Lebensmittelvergiftungen auf.

      Landwirtschaft. Die Landwirtschaft hängt stark von Witterung und Klima ab. Regionale extreme Wetterlagen können bis zum Ernteausfall führen. Generell steigt die für Pflanzen giftige Ozonkonzentration in bodennahen Schichten. Wenn bei Weizen und Mais während der Blütezeit die Temperaturen auf über 30°C steigen, dann führt das zur Sterilität der Pollen und der Fruchtansatz wird gestört. Bei Obst und Gemüse kann Trockenheit zum Totalausfall der Ernte führen. Hitzestress kann die Milchleistung der Kühe senken.

      [image: Bild8]Felder, auf denen Mais kultiviert wird, liegen im Frühjahr brach und werden bei Trockenheit Opfer der Erosion. Zum Beispiel entstand 2011 auf der Autobahn A 19 bei Rostock ein Sandsturm, der zu einer Karambolage vieler Autos mit 8 Toten und 131 Verletzten führte. Silomais wird in Deutschland auf über 2 Mio. ha angebaut. Im Osten Deutschlands wird durch Sommerdürre der Maisanbau am stärksten beeinträchtigt. Dagegen profitieren die Winterkulturen von den zukünftig höheren Niederschlägen im Winter. Die zunehmende Trockenheit im Sommer verhindert allerdings einen Ertragsanstieg. Durch die zunehmende Hitze im Sommer werden neue Schaderreger und Krankheiten bei den landwirtschaftlichen Kulturen auftreten. Gegen die Sommertrockenheit könnte eine Beregnung der Kulturen helfen, da jedoch vor allem im Osten der Grundwasserspiegel sinkt und die Speicherbecken im Sommer leer bleiben, ist das keine Lösung. Vorteilhaft könnte zukünftig der mögliche Anbau von Sojabohnen sein, die in der Tierfütterung eine wichtige Rolle als Eiweißlieferanten spielen. Nachteilig können sich der zukünftig vermehrte Pollenflug und die höhere Feinstaubbelastung auswirken.

      Zunehmende extreme Wetterlagen, wie Früh-, Spät- und Kahlfröste, extreme Hitze, Dürre, Hagel und Sturm können in der Landwirtschaft örtlich zu hohen Verlusten führen.

      Die höheren Sommer-Temperaturen führen zu einem Anstieg der Verdunstung der Pflanzen. Wälder verbrauchen mehr Wasser als Acker- oder Wiesenflächen. Nadelwälder verdunsten mehr als Laubwälder. In allen Regionen Deutschlands kommt es daher zu einem Rückgang der jährlichen Versickerungsraten. Bei Dürreperioden können die Wälder Trockenheitsschäden an den Blättern erleiden. Besonders im norddeutschen Tiefland wird Trockenheitsstress zunehmen. Das verstärkt den Befall durch Schadkäfer, insbesondere in Kiefermonokulturen. Die zunehmenden Dürreperioden werden vor allem in Norddeutschland die Waldbrandgefahr erhöhen. Im Unterschied zu den Mittelmeerregionen (Selbstzündung) ist in Deutschland vor allem Blitzschlag Ursache von Waldbränden. Bedrohlich ist weltweit der Anstieg von Brandstiftung. Der Anfall von Sturmschadholz nimmt ständig zu. Insgesamt führt das zu einer Verringerung des Nutzholzaufkommens.

      Biodiversität. Durch die intensive industriemäßige Landwirtschaft wird zunehmend die Artenvielfalt verringert. Am stärksten betroffen sind Schmetterlinge, Weichtiere und Käfer. Besonders bedroht sind insektenbestäubte Pflanzen. Das betrifft ein Drittel der Kulturpflanzen und zwei Drittel der Wildpflanzen. Der Klimawandel sorgt aber auch für eine Verschiebung der Lebensräume der Populationen gen Norden und in höhere Lagen. Der Lebensrhythmus der Tiere verändert sich: Zugvögel kommen früher zurück, Fische laichen früher.

      Da Barrieren wie Ozeane und Gebirgsmassive durch den internationalen Transport durchlässig werden, kann es zur „biologischen Invasion“ durch Tiere und Pflanzen kommen, die bisher bei uns nicht heimisch waren und nunmehr durch den Klimawandel günstige Lebensbedingungen vorfinden. Somit können auch Krankheitserreger und ihre Überträger sich ausbreiten: z.B. kann die asiatische Tigermücke Denguefieber, Gelbfieber und den West-Nil-Virus übertragen.

      Anpassung. Man kann sich an ein anderes Klima anpassen, aber eben nur in Grenzen. Sicherlich ist es noch möglich, wirtschaftliche Schäden bei einem Anstieg der Temperatur um 2°C aufzufangen.20 Jedoch ist der Verlust an Menschen, Ältere und Kinder, durch Hitzewellen und Schadgase in der Luft nicht wieder gut zu machen. Tote können nicht mehr lebendig gemacht werden. Wenn bis zum Ende des Jahrhunderts die Temperatur um 4 bis 5 °C steigt, wird die Wirtschaftskraft Deutschlands für eine Anpassung weit überfordert. „Der Rückzug von Milliarden Menschen aus bedrohten Küstengebieten, die Vollklimatisierung der Millionenstädte, der Umbau der globalen Lebensmittelproduktion, die Verlagerung eines Großteils des Menschenerbes und der Kulturgüter in geschützte Räume – das sind allesamt Jahrhundertprojekte“ (Schellnhuber). 

      Zukünftig wird es sowohl in der Landwirtschaft als auch in der Wirtschaft zu Zusammenbrüchen von Teilsystemen und damit zu Versorgungsengpässen kommen. Das wird sich negativ auf die politische Stabilität auswirken. Nur eine Stabilisierung der Erdmitteltemperatur unterhalb der 2°C‑Grenze ist der Ausweg. Dieser ist jedoch ohne eine Umwälzung des globalen industriellen Stoffwechsels von Grund auf nicht möglich.

    

    
      Kipp-Punkte des Klimasystems

      Die nachfolgenden Ausführungen sind dem Buch „Selbstverbrennung“21 von Prof. Hans-Joachim Schellnhuber und der Schrift des Bundesumweltamtes „Kipp-Punkte im Klimasystem“22 entnommen.

      Die Umwelt-Schwellenwerte (tipping points) sind kritische Schwellen für bedeutende Umweltparameter, jenseits der das System Erde abrupt in einen anderen Zustand übergeht („kippt“). Werden diese erreicht, spricht man daher von Kipp-Punkten. Sie sollten keinesfalls überschritten werden, doch das ist bereits bei einer Erhöhung der Erdmitteltemperatur um 2 °C der Fall. Wenn die Erderhitzung ungebremst weiter geht, werden wir ein Stoppschild nach dem anderen überfahren.

      Die Mitteltemperatur der Erdoberfläche ist 15 °C. Sie schwankt meist nur um Hundertstel eines Grades und ist somit recht stabil. Erhöht sie sich um 2 °C, dann wird das ganze Erdsystem tiefgreifend verändert. Wird die Temperatur auf einen Wert von plus 4 bis 5 °C erhöht, was gegen Ende unseres Jahrhunderts erreicht werden kann, dann besteht die Gefahr, dass nach und nach wichtige Untersysteme des Erdsystems zusammenbrechen. Bis zur Gegenwart hat die Menschheit durch Schadgaszufuhr die globale globale Mitteltemperatur um ca. 1°C erhöht.

      Zusammenbruch des Golfstroms. Warmes salziges Wasser strömt aus der Karibik nach Norden, kühlt sich dort ab, wird deshalb „schwerer“ und sinkt vor Grönland und Labrador in eine Tiefe von etwa 2.000 m und strömt wieder zurück. Eine massive Süßwasserzufuhr durch Abschmelzen des Grönland-Eisschildes kann das Absinken des Wassers verhindern, weil es dann weniger salzig ist. Nach Europa wird dann weniger Wärme transportiert, was jedoch durch die allgemeine Erderhitzung wieder ausgeglichen wird. Dieser Kipppunkt ist bereits überschritten, Auswirkungen sind im nächsten Jahrhundert zu erwarten.

      El Niño (Das „Christkind“). Im Mittel kommt diese Wettererscheinung alle 4 Jahre vor. Die Abgabe von Meereswärme und Wasser an die Luft werden sich bei weiterer Erderhitzung generell erhöhen. Ungewöhnlich warmes Oberflächenwasser im äquatorialen Pazifik ist die Ursache dieses Wetterphänomens. Die Zirkulationsmuster können sich dadurch ändern. Bei weiterer Erderhitzung wird es häufiger vorkommen und sich verstärken. Dort, wo bisher Regen fiel, entsteht Dürre. Wenn in Südamerika viel Regen fällt, dann herrscht in Indonesien und Australien Dürre und es kann zu Hungersnöten kommen. Wenn sich die Erde um 3°C erwärmt, werden diese Wetterereignisse häufiger und stärker.

      Jet stream. In 7 bis 9 km Höhe zieht über den mittleren Breiten der Nordhemisphäre ein „Strahlstrom“. Er scheidet kalte arktische Luft von warmen gemäßigten Luftmassen. Mit fortschreitender Erderhitzung kann dieser Strahlstrom langsamer werden und die Großwetterlagen in Europa können in Hitzewellen und Kältewellen, Dürren und Überflutungen umschlagen. Es kann zu dauerhaft „blockierten“ Wetterlagen kommen (2003 Hitzewelle in Russland; 2010 Überflutungen in Pakistan)23.

      Monsun. Monsunartige Sommer-Regenfälle kamen bisher regelmäßig, und die Hälfte der Weltbevölkerung ist von diesen Regenfällen abhängig. Zukünftig kann der Monsun vollständig ausfallen, wenn die Luftzirkulation gestört wird, z.B. wenn sich die Landmassen in Indien wegen der Luftverschmutzung weniger erwärmen. In Indien sind mehrere 100 Mio. Menschen vom Ausbleiben des Monsuns unmittelbar betroffen. Es kann zu Hungersnöten kommen. 

      Das Meereis schmilzt. Am Nordpol war es bisher einige Meter dick. Die Erderhitzung hat sowohl die Dicke als auch die Ausdehnung der Eisfelder verringert. Die Mitteltemperatur in den nördlichen Breiten steigt nämlich doppelt so schnell wie im globalen Durchschnitt. Eis reflektiert das Sonnenlicht stärker als Wasser ohne Eisdecke -- das Wasser erwärmt sich stärker. Dadurch wird der Schmelzprozess des Eises weiter beschleunigt. Wahrscheinlich wird der Nordpol bereits 2050 eisfrei sein. Der Lebensraum für Eisbären und Robben geht verloren.

      Die Grönlandeisdecke schmilzt. Das Grönlandeis ist etwa 2 km dick auf einer Fläche, die sechsmal so groß wie Deutschland ist. Der Kipppunkt wurde bereits erreicht: Es schmilzt mehr Eis ab als neu gebildet wird. Oberflächenwasser sickert nach unten, und das Eis beginnt auf dem Untergrund zu rutschen und droht ins Meer abzustürzen. Die Fließgeschwindigkeit der Gletscher hat sich erhöht. Dieser Prozess ist bereits unumkehrbar. Ein Kollaps des Eisschildes kann den Meeresspiegel um 7 m anwachsen lassen. Das wird aber erst im nächsten Jahrtausend bedrohlich.

      [image: Bild9]Das Westantarktiseis schmilzt. Auch hier schmilzt das Eis schneller und große Eisberge brechen ab. Das wärmer werdende Ozeanwasser unter dem Schelfeis beschleunigt diesen Prozess. Resultat ist ein langsames Anwachsen des Meeresspiegels. Bis Ende des Jahrhunderts kann das Meer um 1m ansteigen, bei vollständigem Abschmelzen der Eismassen -- was noch einige Hundert Jahre dauern kann -- um etwa 4bis5m. Viele Inseln und Flächen in Flussdeltas gehen dann unter. Fast alle Millionenstädte in Meeresnähe sind betroffen.

      Auftauen der Permafrostböden in Russland und Kannada. Durch die Erderhitzung taut der Permafrostboden auf und friert nicht mehr ein. 7% der Permafrostböden gingen bis jetzt verloren. Die Grenze des Permafrostbodens wird sich in den nächsten 100 Jahren um mehrere 100km nach Norden verschieben. Hinzutretender Sauerstoff erlaubt es den Bakterien, den Kohlenstoff der organischen Massen zu zersetzen. Dadurch werden Schadgase (Methan) freigesetzt. Die Erdmitteltemperatur könnte sich allein dadurch um 0,27°C erhöhen.

      Methan entweicht. Weiterhin besteht die Gefahr, dass aus dem auftauenden Permafrostboden im Eis gebundenes Methan entweicht, das mehr als 20 Mal klimaschädlicher ist als Kohlendioxid. Auch das im Eis festgehaltene Methan an den Kontinentalabhängen könnte bei weiterer Erwärmung frei gesetzt werden. Dabei handelt es sich um Methanmenge, die mehrere hundert Mal größer ist, als die heute in der Atmosphäre vorhandene. Die Erdmitteltemperatur könnte sich dadurch sehr schnell weiter erhöhen.

      Der Amazonas-Regenwald trocknet aus. Tropische Regenwälder sind weitgehende Wasserselbstversorger. Ein Viertel des globalen Austausches zwischen Lufthülle und Pflanzenwelt spielt sich hier ab. Größere Hitze und Abholzung von 17%der Waldflächen führen zur Austrocknung dieser Gebiete und kann bereits 2050 zu einem Verlust von 40% der Amazonaswaldfläche führen. Im Winter 2005 sind bei einer schweren Dürre mehrere Nebenflüsse des Amazonas bereits ausgetrocknet. 

      Ein Sechstel des global in der Vegetation gespeicherten Kohlenstoffs befindet sich in diesem riesigen Ökosystem. Es ist die „Lunge der Erde“, nimmt Kohlendioxid auf und gibt Sauerstoff ab. In den letzten Jahrzehnten hat die Fähigkeit des Amazonas-Regenwaldes zur Kohlenstoffaufnahme um 30 % abgenommen. Bei ungebremstem Klimawandel wird der Regenwald als Ökosystem weitgehend zusammen brechen und einer Savanne Platz machen, schlimmstenfalls zur Wüste werden. Dieser Kipppunkt wird bei etwa 3°C Erderwärmung erreicht; das kann also noch in diesem Jahrhundert erfolgen. 

      Korallenriffe. „Mehr Kohlendioxid in der Atmosphäre hat zur Folge, dass sich die Ozeane erwärmen und heben, dass sie versauern und ihnen stellenweise der Atem ausgeht“ (Schellnhuber). Korallen sind Nesseltiere, die Skelette aus Kalk aufbauen. Sie sind von der Erderhitzung besonders bedroht. Sie leben in Symbiose mit Algen, die bei höheren Meerestemperaturen Giftstoffe produzieren, die die Korallen nicht vertragen. Es kommt zur „Korallenbleiche“, die Korallen sterben in wenigen Wochen ab. Dieser Prozess beginnt bereits bei einer Erhöhung der Erdmitteltemperatur um 2 °C. Versauert der Ozean durch vermehrte Kohlendioxid-Zufuhr (s.u.), dann können die Korallen auch kein Skelett mehr bilden.

      Schwächung der maritimen Kohlenstoffpumpe. Versauerung der Ozeane. Die Ozeane nehmen viel Kohlendioxid auf. In den Ozeanen ist 50-mal mehr Kohlendioxid gespeichert als in der Luft und 20-mal mehr als auf dem Lande mit seinen Biomassen. Eine weitere Erwärmung des Oberflächenwassers der Ozeane führt zu einer stabileren Schichtung des Meerwassers, es wird weniger stark umgewälzt. Dadurch können die Ozeane weniger Kohlendioxid aufnehmen, das dann in der Luft verbleibt und den Treibhauseffekt verstärkt. Wasser bildet mit CO2 Kohlensäure und das Meerwasser versauert dadurch. Das behindert die Kalkbildung von Skeletten der Korallen, Muscheln und Schnecken, wodurch wiederum weniger Kohlenstoff gebunden wird.

      Gletscherschmelze im Himalaya. Die Gletscher nehmen im Himalaya-Gebirge etwa 3Mio.ha Fläche ein. Sie speisen den Mekong, Yangtse und Ganges. Diese Gletscher schmelzen immer schneller ab und zukünftig ist die Wasserversorgung von Millionen Menschen gefährdet.

      Fazit

      Durch Überschreiten der Kipp-Punkte können drastische Klimaänderungen eintreten. Nur die Einhaltung der 2°C-Grenze kann das verhindern. Die Konzentration der Treibhausgase über 400ppm (400 Kohlendioxidmoleküle auf eine Millionen Luftmoleküle) darf nicht überschritten werden. An einigen Messpunkten wurde diese Konzentration bereits überschritten.24 

      Die schnelle Dekarbonisierung der Wirtschaft und des Verkehrs ist Voraussetzung für eine Stabilisierung des Klimas.

    

    
      Ungebremste Erderhitzung

      Auch bei diesen Ausführungen dienen die Forschungen des Klimaforschers Prof. Schellnhuber25 als Grundlage.

      Welchen Hitzestress können der Mensch und andere Säugetiere im äußersten Fall noch ertragen? Der „homo sapiens“ kann jenseits eines bestimmten Hitze-Feuchte-Bereichs nicht mehr existieren. Die Hauttemperatur des Menschen sollte 35°C nicht überschreiten, sonst droht ein Zustand, wo die innere Wärme des Körpers nicht mehr ausreichend nach außen abgeführt werden kann. Das Körperinnere wird immer wärmer. Durch Schwitzen will der Mensch die Betriebstemperatur auf 37°C stabilisieren. Ist die Haut bei hoher Luftfeuchtigkeit aber klatschnass, gelingt das nicht mehr. Es entsteht „Hyperthermie“ und bei über 40°C Körperinnentemperatur Hitzschlag und Hitzetod. Bei den Hitzewellen 2015 in Indien und Pakistan konnte man außerhalb klimatisierter Räume nicht mehr arbeiten.

      [image: Bild3]Können bei weiterer Erderhitzung durch ungebremsten Schadgasausstoß klimatische Zustände entstehen, die ein Überleben der Menschen in Frage stellen? Schellnhuber nennt diesen Zustand „Selbstverbrennung“. Bei einer Erderhitzung um 7°C, die bereits im nächsten Jahrhundert erreicht werden kann, entstehen auf der Erde bereits Todeszonen, in denen sich kein Mensch mehr aufhalten kann. Steigt die Temperatur um 11°C, werden ganze Erdteile in Äquatornähe unbewohnbar. 

      Da der Klimawandel zum großen Teil menschengemacht ist, ist eine Klimavorhersage an eine Vorhersage der Weltgesellschaft gekoppelt. Bleibt der globale Kapitalismus noch lange bestehen, wird sein Profitstreben als Motor dieser Wirtschaft eine Umkehr in die Klimaentwicklung verhindern. Werden die fossilen Energieträger weiter ungebremst verbraucht, wird der Schadgasausstoß auch unablässig weiter steigen, wie es gegenwärtig der Fall ist. Der Vorrat an Erdöl, Gas und Kohle reicht aus, um uns ins Verderben zu stürzen. Die Erde gibt uns die Mittel zur Selbstverbrennung. Bis Ende des jetzigen Jahrhunderts können 4bis5°C höhere Temperaturen erwartet werden. Ende des nächsten Jahrhunderts etwa 6bis7°C Erhöhung und im Jahr 2300 können es 12°C mehr sein. Sind diese Temperaturen erst einmal erreicht, dann sinken sie auch mehrere Tausend Jahre nicht wieder ab. Eine schnelle Dekarbonisierung in den nächsten 20Jahren könnte diese Entwicklung noch aufhalten, wird aber in einer kapitalistischen Wirtschaft nicht stattfinden oder nur zögerlich in Angriff genommen. Deshalb bleibt als einziger Weg eine Transformation der kapitalistischen Wirtschaft in eine Gesellschaft mit 100% erneuerbarer Energieversorgung und einer Reduzierung des Rohstoffverbrauchs um 80bis90%. 

    

    
      Gesellschaftsperspektive

      Ein Buch trifft den Parteiapparat mitten ins Herz

      Bericht von der Konferenz über „Die Alternative“ Rudolf Bahros und dessen Unterstützer 

      von Marko Ferst

      [image: Bild4]In diesem Jahr liegt die Publikation des Buches „Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus“ von Rudolf Bahro 40 Jahre zurück, das ihn international bekannt machte, und zugleich jährt sich sein Todestag zum zwanzigsten Mal am 5. Dezember. Insgesamt wurden von der „Alternative“ über 300.000 Stück verkauft. Sie wird in viele Sprachen übersetzt. In dem Spiegel-Beitrag „Gegen sich selbst und gegen das Volk“ erörterte er viele Probleme der östlichen Systeme wie in einem Brennglas. Vor diesem Hintergrund richtete in Berlin das Museum Lichtenberg in Zusammenarbeit mit dem Christoph Links Verlag, der Robert-Havemann-Gesellschaft und der Heinrich-Böll-Stiftung eine Konferenz aus, die jenes ketzerische Buch, das nach einem „Berliner Frühling“ Ausschau hielt und marxistische Analyse auf die Verhältnisse in der DDR anwandte, noch einmal auf den Prüfstand stellen wollte. Zugleich lag ein Fokus auf der Gemeinschaft seiner damaligen Unterstützer. Viele Zeitzeugen kamen zu Wort, so Guntolf Herzberg, der einst das Buch lektorierte und 2002 zusammen mit Kurt Seifert die Biografie „Glaube an das Veränderbare“ publizierte. Er berichtete, wie er den Autor davon überzeugte, auf maoistische und trotzkistische Anklänge zu verzichten. Wolfgang Heise erwies sich als hilfreicher Kritiker einer ersten Fassung. 

      Herzberg regte an, kürzere Vorträge zu entwerfen, die später im Radio gesendet wurden. Zusammen mit den Interviews in ARD, ZDF etc. eignen sie sich besonders als Einstieg zum Lesen und sind in „Ich werde meinen Weg fortsetzen“ abgedruckt. Viele Überlegungen sind hier zugespitzter und stark verdichtet dargestellt. 

      Überraschend, das der westdeutsche Verlag Korrekturfahnen wieder zurück in die DDR schaffen konnte und die von Bahro bearbeitete Fassung zurück in die Bundesrepublik gelangte. Agnete Kutar und Rudolf Wetzel sorgten für den Kontakt zur Europäischen Verlagsanstalt, letzterer besorgte aus dem Westen Lektüre für Bahro. Der unverdächtige Musikwissenschaftler Harry Goldschmidt schmuggelte das Manuskript nach Westberlin. Trotz strenger Konspiration, wusste die Stasi von dem Manuskript, ließ ihn aber gewähren, vielleicht auch, weil man das unterstützende Netzwerk ausheben wollte. Diejenigen kannten sich zumeist nicht, 140 Sympathisanten ermittelten die Behörden. 

      Die vielfältige Unterstützung im Westen erläuterte Hannes Schwenger, der einen Band mit Briefen an Bahro herausgab. Etliche „Alternativen“ erreichten auch die DDR, wozu von mehreren Seiten interessante Anekdoten beigesteuert wurden. Markus Meckel hatte die Vorträge in die Hand bekommen. In Leipzig als einzelner mit einem Plakat für die Freiheit Bahros zu demonstrieren, kostete sechs Wochen Untersuchungshaft. 

      Thomas Schubert hob in seinem Konferenzbeitrag hervor, Bahro sei ein „kommunistischer Luther“ gewesen, wies durch viele Zitate auf seine Verarbeitung der religiösen Dimension hin. Dies mag zutreffend sein, zugleich eignete sich der Vergleich des Machtapparats mit inquisitorischer Papstkirche besonders gut, um stalinistisches Treiben effektvoll zu kritisieren. Ines Weber skizzierte, Bahro sei in der Kritik am System schonungsloser gewesen als Robert Havemann, der sich zwar deutlicher für demokratische Regularien aussprach, schwierige Aspekte dabei aber umschiffte. Ob sich aus dem Ansatz Bahros neue elitäre Optionen hätten ergeben können, wie sie für möglich hält, bleibt hypothetisch und bildet dann das Versagen vieler ab. Dass man die auf utopisch-sozialistische Zukunft hin angelegten Aussagen, die Alexander Amberger umriss, heute grundsätzlich neu überprüfen müsste, steht außer Frage. 

      Christoph Becker-Schaum stellte dem Publikum vor, wie der Nachlass Bahros im „Grünen Gedächtnis“ der Böll-Stiftung geordnet, für wissenschaftliche Arbeit weitgehend erschlossen und eine Übersicht online verfügbar ist. Bis auf die Vorlesungen zum zukunftsfähigen Deutschland in „Wege zur ökologischen Zeitenwende“ und eingeschränkt „Denker, Reformator, Homo politicus“ mit Nachlasstexten, sind andere Werke nur antiquarisch, aber leicht beschaffbar.

      Obwohl Bahros zweites Hauptwerk „Logik der Rettung“ nicht Thema war, referierten Rainer Land und Andreas Siemoneit über die sozialökologische Transformation. Fehlen würde heute eine vergleichbare Systemanalyse in der wachstumskritischen Bewegung. Siemoneit verwies zurecht darauf, wie stark bereits die „Alternative“ eine fundmentale Wachstumskritik enthält, im Grunde wie ein Vorläufer der heutigen Degrowth-Bewegung wirkt. Nötig sei eine massive Reduktion der Energie- und Rohstoffverbräuche, so beide; Bahro spricht in seiner grünen Analyse vom Faktor zehn, um den wir uns zurücknehmen müssten. Weiter meinten die Referenten, die Zukunftsperspektive sei kritisch und der ökologische Diskurs für grundlegende Veränderungen noch zu schwach.

    

    
      International

      Just Transition26 und der verstärkte Ausbau erneuerbarer Energien

      Von Manuela Kropp

      Am 6. November 2017 veranstalteten die Delegation DIE LINKE. im Europaparlament und die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brüssel anlässlich der UN-Klimakonferenz COP23 eine Podiumsdiskussion in Bonn zu diesem Thema

      mit Cornelia Ernst, Mitglied im Europaparlament, Delegation DIE LINKE. im EP, Claus-Dieter König, Stellvertretender Leiter der Rosa-Luxemburg-Stiftung Brüssel, Xabier Benito Ziluaga, Mitglied im Europaparlament, Delegation PODEMOS, Spanien, Molly Walsh, Friends of the Earth Europe, Frederik Moch, Deutscher Gewerkschaftsbund, Abteilungsleiter für Struktur-, Industrie- und Dienstleistungspolitik, Sean Sweeney, Trade Unions for Energy Democracy. 

      Der Umbau unserer von fossilen Energien getriebenen Wirtschaft hin zu einer C02-armen Gesellschaft kann nur durch einen schnellstmöglichen Ausstieg aus Kohle und Gas, ein massives Investitionsprogramm in erneuerbare Energien, in Energieeffizienzmaßnahmen und in alternative nachhaltige Antriebstechnologien gelingen. 

      Beim Abschluss des Pariser Klimaabkommens 2015 hat sich die Europäische Union verpflichtet, ihre Treibhausgasemissionen um mindestens 40 Prozent innerhalb der EU bis 2030 gegenüber dem Niveau von 1990 zu senken. Bis 2050 sollen die Treibhausgasemissionen sogar um 80 bis 95 Prozent sinken. Obwohl 2016 EU-weit die CO2-Emissionen in der Energieerzeugung leicht um 4,5 Prozent sanken und der Anteil der erneuerbaren Energien bei der Stromerzeugung (ohne Wärme!) leicht von 29,2 auf 29,6 Prozent gestiegen ist, hat sich der Trend insgesamt beim Ausbau der Erneuerbaren verlangsamt27. Prognosen zeigen, dass EU-weit bis 2030 nur eine Reduktion der Treibhausgasemissionen von ca. 27 bis 30 Prozent gelingen wird - damit wird das 40 Prozent-Ziel klar verfehlt28. Dies ist natürlich völlig unzureichend, um die so notwendige sozial-ökologische Transformation in der EU zu erreichen. 

      Auf der jüngsten Weltklimakonferenz COP23, die vom 6. November bis 17. November 2017 in Bonn stattfand, ging es um nichts geringeres als die Regeln für die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens von 2015 und die Überprüfungsmethode der nationalen Klimaschutzpläne, die 2018 in Katowice stattfinden wird. Um das Zwei-Grad-Ziel doch noch einhalten zu können, darf dort keine Überprüfung „light“ beschlossen werden, die lückenhaft und folgenlos bleibt und den Umstieg von dreckiger auf saubere Energieerzeugung um Jahrzehnte verschiebt. Deutschland als Veranstaltungsort verpflichtet die Bundesregierung in besonderem Maße. Dies muss mindestens einen Plan zur Stilllegung der ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in Deutschland bis 2020 sowie den Ausstieg vor 2030 beinhalten. 

      Bis zum Frühjahr 2018 wird das Europaparlament seine Positionierung zur Umgestaltung des Energiemarktes, das sog. Winterpaket, verhandeln29 - hier fordert die LINKE. im Europaparlament ein ambitioniertes, bindendes Ziel für den Ausbau erneuerbarer Energien von 45 Prozent im Endenergieverbrauch bis 2030, stabile Fördersysteme für erneuerbare Energieanlagen, Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 40 Prozent bis 2030, Beibehaltung des Einspeisevorrang für erneuerbaren Strom, Verbot von Strom- und Heizsperren, die Bereitstellung eines kostenlosen Kontingents an Strom für alle Haushalte und die Einführung von Kapazitätsmechanismen30 nur als absolut letzte Option. Die konservative Mehrheit im Europaparlament allerdings befürwortet die Streichung von Förderungen für die Erneuerbaren, möchte den Einspeisevorrang stark einschränken, und den Binnenmarkt für Strom so gestalten, dass Anbieter von Strom aus fossilen Energieträgern und Atomstrom weiterhin bevorzugt werden. 

      Angesichts dieser Problemlagen sind die Fragen, die auf unserer Podiumsdiskussion diskutiert wurden, umso wichtiger. Wie werden der dringend notwendige Ausstieg aus der fossilen Energieerzeugung, der Kohle und der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien bewerkstelligt, ohne die De-Industrialisierung von Kohleregionen zu riskieren? Wie können neue Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien geschaffen werden? Wie kann die sozial-ökologische Transformation gelingen und welche politischen Bündnisse müssen wir dafür schmieden? Hierzu hatten wir Mitglieder der linken Fraktion GUE/NGL des Europaparlaments, Gewerkschafter und Klimaaktivisten eingeladen. 

      Im Laufe der Diskussion kristallisierte sich einerseits heraus, dass die von der privaten Wirtschaft vorgenommenen Investitionen in erneuerbare Energien schlicht nicht ausreichend sind, um die Energiewende hin zu einer CO2-armen Gesellschaft zu bewerkstelligen. Hier sind also dringend Investitionen und auch Subventionen der öffentlichen Hand geboten ‒ Vorschläge, wie das umzusetzen ist, liegen in Form des Marshallplans des DGB31 und von den sog. „One Million Climate Jobs Campaigns (Kampagnen für eine Million Jobs im Klimaschutz)” in Großbritannien32, Frankreich33 und Portugal34 vor. Das oft vorgebrachte Argument, die Erneuerbaren müssten sich nun auf dem „freien Markt” bewähren und sollten ohne staatliche Förderung auskommen, überzeugt nicht, denn der Energiemarkt war und ist immer durch politische Eingriffe gestaltet worden - allein die Subventionen und nicht-eingepreisten Folgekosten für Kohle und Atomkraft sind ein deutlicher Beleg dafür.35 Andererseits muss die Erzeugung und Verteilung von Energie als Gemeingut (common) begriffen werden, denn die Profite, die durch öffentliche Investitionen in diesem Bereich entstehen, dürfen nicht privat angeeignet werden. Marktbasierte Instrumente wie der europäische Emissionshandel sind offensichtlich gescheitert und dienen nur als Feigenblatt zur Legitimierung der zögerlichen, kohle- und atomfreundlichen europäischen Klima- und Energiepolitik.36 Durch die Einzelfall-Entscheidungen der europäischen Kommission, dass staatliche Beihilfen beim Bau von Atomkraftwerken37 oder die Einführung von Kapazitätsmechanismen38 erlaubt sind, macht die europäische Kommission de facto „Interessenpolitik” und begünstigt die Erzeugung von Energie aus Atomkraft und Kohle.

      Hinzu kommt, dass die Versorgung mit Energie ein soziales Grundrecht39 sein muss - dies kann z.B. durch eine demokratische, dezentrale Energieerzeugung in Form von Bürgerenergieprojekten sichergestellt werden. Die Politik der „schwarzen Null” in Deutschland und die europaweit verordnete Sparpolitik müssen endlich beendet werden, um einerseits den Strukturwandel in europäischen Kohleregionen und in der Automobilindustrie zu meistern, und andererseits, um neue, tarifgebundene Arbeitsplätze im Bereich der Erzeugung erneuerbarer Energie, der Energieeffizienz, und in der Entwicklung nachhaltiger Mobilitätskonzepte zu schaffen. Klimabewegung und Gewerkschaften müssen trotz unterschiedlicher Mentalitäten und Protestformen die Forderung nach einem „gerechten Übergang” gemeinsam erheben, um in dieser Frage größeren politischen Einfluss zu gewinnen. 

      Cornelia Ernst stellte klar, dass DIE LINKE. den Ausstieg aus der Kohle bis 2035 fordert, einschließlich eines mit 250 Mio. EUR jährlich ausgestatteten Strukturwandelfonds für Deutschland. Für die ca. 20.00040 Beschäftigten im deutschen Braunkohlesektor müssen neue Perspektiven geschaffen werden - dies trifft insbesondere auch auf die Lausitz zu, die 1989 bereits eine erste Welle der De-lndustrialisierung und Transition durchlaufen hat. Hier trifft die angekündigte zweite Transition in Form des Kohleausstiegs verständlicherweise auf besonders viel Skepsis und auch Verzweiflung. Die derzeit sprudelnden Steuereinnahmen des deutschen Fiskus müssen dringend in einen „gerechten Übergang” (just transition) investiert werden, z.B. in Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen für die Beschäftigten im Kohlesektor. 

      Xabier Benito Ziluaga warnte, dass die Pariser Klimaziele höchstwahrscheinlich nicht eingehalten werden und wir angesichts steigender Emissionen auf eine Katastrophe zusteuern - es droht ein „entleertes” Abkommen wie das Kyoto-Protokoll, das letztendlich zu keiner Senkung der weltweiten Emissionen geführt hat. Die Welt strukturiere sich aufgrund des Zugangs zu billigen Energiequellen ‒ jedoch müssen wir uns dem entgegenstellen, indem wir die Kohlekraftwerke als größte Emittenten von Treibhausgasen abschalten. Die Kohlereserven, die der Menschheit zur Verfügung stehen, sind fünfmal größer als das, was wir an CO2-Budget noch zur Verfügung haben -- wir müssen die sog. „planetary boundaries” (planetare Grenzen)41 in der Gestaltung der europäischen und nationalen Klima- und Energiepolitik berücksichtigen. Es sollten nur solche erneuerbare Energieanlagen den Zuschlag für Förderung erhalten, die in ehemaligen Kohlegebieten angesiedelt sind, um die lokale Wertschöpfung vor Ort zu steigern. 

      Molly Walsh betonte, dass die Energiewende hin zu den Erneuerbaren unausweichlich ist und stattfinden wird jedoch stellen sich hier die Fragen: wird diese Energiewende schnell genug stattfinden? Wird es eine JUST transition, also ein gerechter Übergang sein? Oder wird diese Wende ungeordnet, top-down und undemokratisch ablaufen? Werden die Beschäftigten im Kohlesektor im Regen stehen gelassen, indem man zulässt, dass die Energiewende ungeordnet stattfindet? Sowohl der Brexit als auch die Wahlergebnisse für Trump im sog. „rust belt” der USA zeigen, wie Rechtspopulisten an Zulauf gewinnen, wenn eine solche „Wende” weder politisch gestaltet noch durch entsprechende wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen begleitet wird, so dass den Regionen eine regelrechte De-lndustrialisierung droht, ohne Aussicht auf alternative Beschäftigungsmöglichkeiten. Sie stellte klar, dass zu schaffende Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien gewerkschaftlich organisiert, tarifgebunden, und den Ansprüchen an „gute Arbeit” genügen müssen. 

      Frederik Moch forderte, die Bekämpfung des Klimawandels mit der Politik des Sozialen zu verbinden. Auch er erwähnte, dass die Wahlergebnisse von 12 Prozent für die AfD und das Wahlverhalten im „rust belt” der USA zeigten, dass wir in unsicheren Zeiten leben und wir uns umso mehr den Anforderungen eines geordneten Strukturwandels stellen müssen. Wir dürften die Energiewende hin zu einer C02-armen Gesellschaft nicht dem Primat des Marktes überlassen - der Rückzug des Staates aus der gestaltenden Energiepolitik durch die Liberalisierung in den letzten Jahren muss rückgängig gemacht werden. 

      Wie muss eine „just transition“, also ein gerechter Übergang aussehen: 

      
        	
          Die Bezahlbarkeit von Energie für alle muss sichergestellt werden; 

        

        	
          Wir brauchen eine faire Verteilung der Kosten (die Breite des Bevölkerung muss profitieren); 

        

        	
          Wir brauchen eine progressive Industriepolitik42, um Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien zu schaffen - diese Arbeitsplätze müssen mitbestimmt und tarifgebunden sein - ein „Strohfeuer” wie die Schaffung von Arbeitsplätzen in der deutschen Solarindustrie müssen wir vermeiden; 

        

        	
          Der gerechte Übergang muss als partizipativer Prozess gestaltet sein - die Beschäftigten müssen über die betriebliche Mitbestimmung den Kurs der Unternehmen mitgestalten.

        

      

      Für all diese Forderungen sind natürlich finanzielle Ressourcen notwendig, und der DGB hat in seinem Marshallplan von 2012 entsprechende Rechnungen aufgemacht.43 

      Sean Sweeney betonte, er sei nicht der Meinung, dass die Energiewende hin zu Erneuerbaren ”unausweichlich” ist - denn die weltweiten C02-Emissionen steigen proportional zum Energieverbrauch: seit 1990 sind der globale Energieverbrauch um 50 Prozent gestiegen und damit verbunden die weltweiten Treibhausgasemissionen. Global machen erneuerbare Energien nur fünf Prozent des Energieverbrauchs aus - wenn man die erneuerbare Energie aus den umstrittenen Formen Wasserkraft und Biomasse herausrechnet. Die Investitionen in Erneuerbare betragen derzeit nur ein Drittel von dem, was nötig wäre, um die Pariser Klimaziele von zwei Grad bzw. 1,5 Grad zu erreichen. Innerhalb der bestehenden politischen Machtstruktur kann die so notwendige Energiewende nicht stattfinden: Wir müssen Energie endlich als ein Gemeingut (common) begreifen, den Energiesektor der Privatwirtschaft entreißen und die Liberalisierungen der 80er und 90er Jahre rückgängig machen! Dass der marktbasierte Politikansatz in die Sackgasse führt, kann man gut am Versagen des europäischen Emissionshandels beobachten: der Preis für eine Tonne C02 innerhalb des Emissionshandels ist viel zu niedrig ist - er schwankt seit Jahren zwischen vier und sieben Euro1844und entfaltet keinerlei lenkende Wirkung. Sobald die Fördersysteme für erneuerbare Energien, wie bspw. feste Einspeisetarife, auslaufen, wird sich die Investitionstätigkeit in den Ausbau erneuerbarer Energien sogar verlangsamen. Daraus folgt, dass die staatliche Ebene und die öffentliche Hand dringend gefordert sind: wir brauchen eine progressive Industriepolitik im Rahmen eines ambitionierten Investitionsprogramms‚ sowohl auf europäischer als auch auf mitgliedstaatlicher Ebene, um die sozial-ökologische Transformation anzupacken.

      Kommentar von Wolf von Fabeck (SFV)

      Die vielen Arbeitsplätze (ca. 80.000) waren allerdings nur zu einem kleinen Teil Industriearbeitsplätze. Die größere Zahl waren Mitarbeiter im Installationshandwerk. Solange es den Installateuren gut ging (die Einspeisetarife waren großzügig) verdienten die Mitarbeiter im Installationshandwerk gut. Dann wurde die Zahl der jährlichen Neuanlagen durch staatlich angeordnete radikale Vergütungssenkungen auf etwa ein Viertel reduziert. Die Installateure wurden durch diesen Geldmangel sehr häufig sogar dazu gebracht, wichtige Sicherheitsbestimmungen zu missachten. Ich weiß von etlichen Fällen, in denen nicht einmal der vorgeschriebene Lastenaufzug eingesetzt wurde und die Errichtung von Auffangvorrichtungen für abrutschende Monteure unterlassen wurde. Drei Viertel des Personals musste also entlassen werden. Keine Gewerkschaft hat sich dagegen gewehrt!!! Das zu dem einen Beitrag.

      Ein anderer Punkt: Es ist etwas enttäuschend, dass auch in diesem wichtigen Papier mit ansonsten so wichtigen Überlegungen leider jeglicher Hinweis auf die Notwendigkeit der Strom- bzw. Energiespeicher ausgeblendet wird. Kaum jemand versteht, dass aller guter Wille zur Entkarbonisierung an einem technischen Hindernis scheitern wird, nämlich am Fehlen der Langzeit Stromspeicher. 

    

    
      Gedicht

      Die beste der möglichen Welten 2.0

      Unsere Welt ist nicht möglich,
Wird nicht von Dauer sein.
Unsere Welt will Unmögliches
Ihr ist die Erde zu klein. 
Will Unendliches im Endlichen,
Wachstum und Geld,
sprengt den Rahmen des Möglichen
zerstört die mögliche Welt.

      Unsere Welt verbraucht und verbrennt 
was für alle gegeben.
Leben verzehrend und Totes gebärend,
Maschinen, Gase und Geld,
Ist sie die schlechteste mögliche Welt.
Unsere Menschenwelt, das Anthropozän,
zerstört sich, die Erde und das Leben 
und wird im Nekrozän vergehn.

      Der Sinn des Lebens ist, 
dass Leben fortbesteht
und Heimat hat auf unserer Erde,
das ewige stirb und werde.
Sinnlos die Welt, der nur Totes wird 
und das Leben vergeht.
So sinnlos, wie die Affirmation
des bestehenden Schlechten,
mit dem Tod auf dem Thron.

      Die Welt war gut,
Die beste der möglichen Welten
war uns bereits gegeben,
und liegt nun im Sterben.
Die Menschheit kann ohne Öl,
doch nicht ohne lebendige Erde leben.
Eine andere Welt droht,
eine Welt voller Tod,
die schlechteste aller Welten.

      Eine bessere Welt ist nötig
Die unsere Welt und die Erde erhält
zum und für das Leben,
Eine andere Welt ist noch möglich
Noch haben wie die Wahl.
Etwas Besseres als den Tod, 
finden wir allemal. 

      Unsere Welt ist nicht möglich,
Wird nicht von Dauer sein.
Unsere Welt will Unmögliches
Ihr ist die Erde zu klein. 
Unsere Welt ist unmöglich
Ist eine schlechte Welt
Die allzu bald in Glut und Flut
Ins Nie gewesene zerfällt.

      Welt muss nicht nur sein, 
sondern fortbestehn
missachtet sie das Leben, 
muss sie untergehn.
Eine bessere Welt ist möglich
die das Leben erhält,
das wäre die beste der möglichen, 
wäre die beste dauerhaft mögliche Welt.
Eine andere Welt ist möglich!
Eine bessere Welt ist nötig!

      Jürgen Tallig 2017

      „Wer will, dass die Welt bleibt wie sie ist,
will nicht, dass sie bleibt.“ Erich Fried

    

    
      Energie

      Das EEG muss weg

      Volker Quaschning

      Das Erneuerbare-Energien-Gesetz in Deutschland hatte seine große Zeit. Es war der Auslöser für den Boom Erneuerbarer Energien in Deutschland, hat die Photovoltaik weltweit konkurrenzfähig zu fossilen Kraftwerken gemacht und damit die beste Grundlage für einen erfolgreichen Klimaschutz gelegt.

      Das ursprüngliche EEG hatte gerade einmal zwölf Paragrafen. Es war schlank, auch für den Laien verständlich und ermöglichte wirklich jedem eine schnelle und unbürokratische Errichtung Erneuerbarer Energieanlagen. Seit immer mehr Lobbyisten Hand an die Mutter der Förderung erneuerbarer Energien gelegt haben, ist das Gesetz zu einem wahren Monster verkommen. 104 Paragrafen – die auch Insider nicht mehr überblicken – zählte bereits die Fassung aus dem Jahr 2014.

      Zwar wird auch dort unter den Zielen des EEG immer noch die nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung aufgeführt. Doch schon einen Absatz später widerspricht sich das Gesetz zum ersten Mal selbst: Mit den Ausbauzielen mit einem Anteil erneuerbarer Energien am Gesamt-Stromverbrauch von 40 bis 45 % bis zum Jahr 2025 hat Deutschland nicht die geringste Chance, den Pariser Klimaschutzverpflichtungen gerecht zu werden.

      Die aktuellen Vorschläge zur Novellierung des EEG45 sprechen hinsichtlich der neuen Ziele eine klare Sprache: Mit Ausschreibungen und Eigenverbrauchsabgaben soll um jeden Preis verhindert werden, dass Erneuerbare Energien bis 2025 mehr als 45 % der Stromversorgung decken. Nur so haben viele alte Energieversorger mit ihrem Portfolio an fossilen Kraftwerken eine Überlebenschance.

      Und weil man schon beim Ändern ist, werden Privatleute und kleine Investoren immer weiter aus dem Markt gedrängt. Wenn überhaupt, sollen künftig wieder die Großen das große Geschäft machen. Ich meine: Wir brauchen kein novelliertes Monster mit dem Tarnnamen EEG, das neben dem Klimaschutz auch noch die Zukunftschancen der Erneuerbaren Energiebranche in Deutschland verbaut und immer mehr Arbeitsplätze zerstört.

      Verabschieden wir uns vom EEG und fordern ein Klimaschutzgesetz mit 100 % erneuerbaren Energien bis 2040 und zwar nicht nur bei der Stromerzeugung, sondern auch bei der Wärme- und Treibstoffversorgung. Und wenn der Klimaschutz angeblich so wichtig ist, warum steht er dann nicht schon längst im Grundgesetz? Dann könnten wir Bürger endlich juristisch gegen eine Politik vorgehen, die die Lebensgrundlagen unserer Kinder für die Geschäfte rückwärtsgewandter Lobbyisten und Unternehmen opfert.

      Quelle: erschienen in der Zeitschrift joule 4/2016, S.25.

    

    
      Land- und Forstwirtschaft

      Stark machen für eine ökologische Waldbauwende

      Detlef Bimboes

      Der Widerstand wächst, widersprüchliche Entwicklungen im finanzmarktgetriebenen Kapitalismus reiben und spitzen sich zu. Es rumort seit langem in der profitorientierten Forst- und Holzwirtschaft, in Forstverwaltungen, Forstvereinen und Forstwissenschaft. So löste die schwarz-rote Bundesregierung im Jahre 2007 wenig Freude aus mit ihrem Beschluss für eine nationale Strategie zur biologischen Vielfalt. Sie war eine Reaktion auf wachsende gesellschaftliche Ansprüche an den Wald, auf den Druck von Umwelt- und Naturschutzorganisationen und darauf, dass man gezwungen war, internationale Übereinkommen und EU-Ziele umzusetzen. Doch es sollte möglichst wenig kosten und noch dazu der Hunger von Holz- und Forstwirtschaft nach Holz etwas gebremst werden. So sieht die nationale Strategie bis 2020 naturnahe Bewirtschaftungsformen in den Wäldern vor. Ein wichtiges Ziel ist die natürliche Waldentwicklung auf fünf Prozent der bundesweiten Waldfläche und auf der des Staates von 10 Prozent. Teil der Strategie ist, dass in den Wäldern endlich auch die Richtlinien zu FFH-Gebieten und für den Vogelschutz umgesetzt werden und dass sich das dazugehörige Netz an Natura 2000 Schutzgebieten gedeihlich entwickelt. Doch es kam, was abzusehen war. Bis heute fehlt es den Behörden an Personal zur Pflege der Schutzgebiete sowie an Personal und Geld, nicht zuletzt für Ausgleichsmaßnahmen für betroffene Waldbesitzer. 

      Für Ärger und Diskussionsstoff in Forstwirtschaft und Forstwissenschaften sorgte dann der Sachverständigenrat für Umweltfragen im Jahre 2012 mit seiner Antwort auf die Waldstrategie 2020 (s. u.). Mit seiner Antwort wurde alles Wichtige zu umweltgerechter Waldnutzung, Natur- und Klimaschutz auf den Punkt gebracht. So ist Waldnaturschutz integraler Bestandteil künftig stabiler und elastischer Waldökosysteme, die mit dem Klimawandel zurechtkommen und ihre Ökosystemdienstleistungen erfüllen. Inzwischen sorgen neue Nationalparke oder allein schon deren bloße Ankündigung für weitere Aufregung. Sauer stoßen Forst- und Holzwirtschaft auch die in der nationalen Biodiversitätsstrategie geforderte Zertifizierung von 80 Prozent der Waldfläche nach hochwertigen ökologischen Standards auf. Die Zertifizierung nach dem anspruchslosen PEFC-Siegel wird bevorzugt. Das bessere FSC-Siegel (wenn auch mit Mängeln) wird überwiegend abgelehnt, weil insgesamt der Aufwand zu teuer ist und nicht genug Holz geerntet werden kann. Damit sind wir endgültig am zentralen Punkt des Widerstandes. 

      Nachhaltig profitabel statt ökologisch vorteilhaft

      Er führte dazu, das bereits 2011 von der nun schwarz-gelben Bundesregierung Zielsetzungen der nationalen Biodiversitätsstrategie anhand der Waldstrategie 2020 verwässert wurden. Vorrang haben seitdem Profitinteressen und höherer Holzeinschlag. Naturschutz hat sich dem unterzuordnen. Und in den Bundesländern sieht es nicht viel besser aus, denn die meisten landeseigenen und kommunalen Forstbetriebe sind inzwischen auf Erwerbswirtschaft getrimmt. Und sie müssen und wollen Kasse machen und deshalb fließt das Holz in großen Mengen an die Wirtschaft, geerntet mit schweren, bodenschädigenden Erntemaschinen, mit hohem Tempo und wenig Personal. Große Anstrengungen laufen, bislang nicht genutzte Holzreserven im kleinen Privatwald zu erschließen. Im Jahre 2015 wurden fast 70 Millionen Kubikmeter Waldholz (vorläufige und um Fehler bereinigte Zahl) für stoffliche und energetische Zwecke eingeschlagen. Stofflich wird die weitaus größte Menge von der exportorientierten, bundesdeutschen Sägeindustrie verarbeitet, dann erst folgen mit Abstand Holzwerkstoffkonzerne, Zellstoff- und Holzstoffkonzerne. Ungefähr siebzig große und mittlere Sägewerke sichern sich den Löwenanteil. Sie verlangen aufgrund der Sägetechnologie keine dicken und alten, sondern jüngere und damit nicht so dicke Stämme. Setzt sich das langfristig auf breiter Fläche durch, dann werden ökologische Zielsetzungen für den Wald untergraben und er wird seiner Funktion als großer und langlebiger Kohlenstoffspeicher nicht mehr gerecht. Aber auch andere Entwicklungen bereiten in diesem Kontext Sorgen. So werden bereits seit Jahren zusammen mit Waldholz, Sägerestholz, Landschaftspflegeholz und Altholz jährlich um 50 Millionen Kubikmeter Holz energetisch genutzt. Ab dem Jahr 2000 haben falsche Weichenstellungen im EEG einen regelrechten Energieholzboom ausgelöst, was zum Aufstieg einer Holzbrennstoffindustrie führte. Beides zusammen hat ein Tor zu fragwürdigem Klimaschutz und zusätzlicher Luftverschmutzung geöffnet.

      Wohin die Reise gehen muss

      Mit einem finanzmarktgetriebenen Kapitalismus gibt es keine Wald- und Holzwirtschaft, die ausreichend ökologischen Zielsetzungen genügt. Ökologischer Waldbau und mehr Naturschutz im Wald kosten viel Geld. Davon ist genug da, nur falsch verteilt, und es braucht finanziell gut ausgestattete Fördertöpfe, Instrumente und viel mehr Personal. Und es geht darum, dass künftig viel weniger Holz als bislang verbrannt und viel mehr Holz in langlebigen Anwendungsbereichen eingesetzt wird, das energieintensive Baustoffe und Materialien ersetzt. Das alles ist besser erreichbar mit einer stärker binnenmarkt- und weniger import- und exportorientierten, ressourcenschonenden und regionalen Arbeits-, Wirtschafts- und Sozialpolitik und die die Tür zu einer menschlicheren, natur- und klimafreundlicheren Arbeits- und Lebensweise öffnet. 

    

    
      Nachrichten

      UN-Konferenz COP 23

      von Wolfgang Wippler

      Vom 6.-17. November 2017 tagte die diesjährige UN- Klimakonferenz in Bonn. 

      Aufgabe dieser Konferenz war es, ein sogenanntes „Regelbuch“ auszuarbeiten, das konkrete Bestimmungen enthält, wie die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens erfolgen soll und auch kontrolliert werden kann. Damit soll erreicht werden, dass die Wertigkeit der Klimaschutzmaßnahmen der einzelnen Länder nach einheitlichen und objektiven Maßstäben erfasst werden kann. So soll eine bestmögliche Gerechtigkeit in Bezug auf Anforderungen an die Länder zur Verbesserung ihrer geplanten und evtl. zu geringen Vorhaben erreicht werden. 

      Deshalb waren von dieser Konferenz keine konkreten Beschlüsse und Festlegungen wie z.B. in Paris zu erwarten. Dies soll (und muss!) auf der nächsten Tagung dieses Gremiums 2018 im polnischen Katowice erfolgen. 

      Trotzdem erhofften sich viele Teilnehmer starke positive Signale, insbesondere von den Industriestaaten und der Co-Gastgeberin Angela Merkel. Hohe Erwartungen setzte man hierbei auf Aussagen zum Kohleausstieg und auf konkrete Zusagen für ﬁnanzielle Hilfen zum Klimaschutz bzw. zur Anpassung an die Veränderungen in den ärmeren Ländern. Zu letzterem gab es keinerlei Zusagen! Zum Kohleausstieg gab es aber ein positives Beispiel: Kanada und Großbritannien initiierten eine „Allianz für den Ausstieg aus der Kohle", dem 18 Staaten angehören. Deutschland ist (selbstverständlich?) nicht dabei, obwohl Merkel den Klimawandel als „Schicksalsfrage für die Menschheit“ benannt hat! Zu Recht erhielt diesmal Deutschland den Negativ-Preis dieser Konferenzen, den „Fossil of the Day". 

      [image: Bild5]Abschließend sei als Positivum vermerkt, dass sich mehr als 300 Großkonzerne „wissenschaftsbasierten" Zielen verschrieben haben, ihre Emissionen bis 2050 auf Null zu reduzieren, darunter auch Deutsche Post, Deutsche Bahn, Daimler, Nestlé und Novartis.

    

    
      Sonnenstrom auch nachts lieferbar

      BINE-Pressemitteilung46

      Wird in solarthermischen Kraftwerken der überhitzte Wasserdampf für die Turbinen schon im Kollektor erzeugt, spricht man von solarer Direktverdampfung. Mit diesem Verfahren arbeiten Solarkraftwerke besonders effizient. Kombiniert mit einer neuen Speicherlösung, können diese auch nachts und zu strahlungsarmen Zeiten Strom liefern. Das jetzt erschienene BINE-Projektinfo 11/2017 „Nachtstrom aus dem Solarkraftwerk“ stellt das System aus Latentwärme- und Kaskadenspeicher vor. 

      Der Kaskadenspeicher besteht aus drei Tanks mit unterschiedlichen Temperaturnniveaus (527 °C, 400 °C und 306 °C). In den isolierten Stahltanks befinden sich Salzschmelzen. Die solare Wärme erhöht die Temperatur der geschmolzenen Salze und wird so zwischengespeichert. Den vierten Teil des Gesamtsystems bildet ein Latentwärmespeicher. Dieser kommt zum Einsatz, wenn der eingespeiste Dampf soweit heruntergekühlt ist, dass nur noch die Kondensationsenergie ausgekoppelt werden kann. Die mehrstufige Lösung ermöglicht es, die Wärmeenergie aus dem Kollektor fast vollständig zu speichern. 

      Das Speichersystem soll für alle solarthermischen Kraftwerke mit Direktverdampfung einsetzbar sein: Es eignet sich sowohl für Parabolrinnen, Linear-Fresnel-Kollektoren als auch für Turmreceiver. 

      Forscher des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt haben gemeinsam mit dem Industriepartner Linde den Latentwärmespeicher auf Nitratsalzbasis weiterentwickelt. 

      Quelle: http://www.bine.info/presse/pressemitteilungen/aktuell/pressemitteilung/sonnenstrom-auch-nachts-lieferbar/, abgerufen 17.11.2017

    

    
      Beobachtung durch den Verfassungsschutz 

      Urteil bestätigt extrem rechte Verankerung des Öko-Magazins „Umwelt und Aktiv“

      Bereits seit einigen Wochen steht fest, dass der Freistaat Bayern den Verein Midgard e.V. weiter im Verfassungsschutzbericht nennen darf. Die nun veröffentlichte Entscheidung der Richter gibt einen genaueren Einblick in die Beweggründe. So seien einige Gastbeiträge des vom Verein herausgegebenen Magazins klar „nationalsozialistisch orientiert“, die Publikationen richteten sich unterschwellig aber dennoch erkennbar gegen Menschenwürde und Demokratieprinzip.

      Konkret ging es in der Entscheidung um die Nennung im Verfassungsschutzbericht 2012, in dem der 2006 gegründete Verein und sein ab dem Jahr 2007 herausgegebenes Magazin „Umwelt und Aktiv“ erstmalig Erwähnung fanden. Vor dem Verwaltungsgericht München hatte die Organisation mit Sitz in Landshut und Postfach in Traunstein noch Erfolg. Der Verwaltungsgerichtshof gab dagegen der Staatsregierung im vollen Umfang Recht.

      „Umweltschutz“ = keine Ausländer

      Die Richter sprechen den Verantwortlichen eine ernsthafte Beschäftigung mit Umweltthemen nicht ab, dies bilde aber nur den Denkmantel für die Verbreitung typisch rechtsextremer Argumentationsmuster. Bereits im Vorwort der ersten Ausgabe werde die Zeitschrift als „nationales Natur- und Umweltschutzheft“ bezeichnet. Motivation sei, die Themen nicht den „skrupellosen Internationalisten“ und damit „fremden Interessen“ zu überlassen.

      Über Ökologie sollte „nationale Werte“ wiederbelebt werden, hielten die Richter dem Verein vor. Das Vereinsemblem Irminsul stamme aus der nordisch-germanischen Mythologie. Das Blatt berufe sich auf deutsch-nationale Dichter und Heimatschriftsteller. Als wichtiger Aspekt des Umweltschutzes werde ein Heimatschutz propagiert, dessen Ziel ein „lebenswertes Deutschland nur für die nach ihrer Abstammung Deutschen“ sei, jedoch nicht für zugewanderte Menschen. In zahlreichen Beiträgen fänden sich wiederholt antiamerikanisch und antieuropäische Grundaussagen, sowie antireligiöse Grundeinstellungen, die gegen Christentum, Judentum und Islam opponierten. Manche Sichtweisen (Kritik an USA und Israel, Kritik des betäubungslosen Schächtens) fänden sich auch in der politischen Linken und Mitte wieder, so die Richter, allerdings sei der entscheidende Unterschied die häufige Verwendung rechtsextremistischer Stereotype und die Bezugnahme auf die nationalsozialistische Ideologie.

      Die Richter erkannten insgesamt aus dem vorgelegten Beweismaterial eine deutliche Missachtung der Grundprinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, insbesondere der Menschenwürde und des Demokratieprinzips.

      Personelle Überschneidungen mit der NPD

      Zugerechnet wurden den Herausgebern auch herausgehobene Gastbeiträge, die inhaltlich und formal den Zielrichtungen der redaktionellen Beiträge entsprachen. Dazu zählten namentlich Artikel von Dr. Klaus Sojka (2009 verstorben) und Angelika Willig, zwei bekannten Rechtsextremisten. Deren Veröffentlichungen wurden in der Entscheidung als deutlich „nationalsozialistisch orientiert“ bewertet. So definierte beispielsweise Sojka die Zugehörigkeit zu einer Nation ausschließlich mit Blick auf die völkische Abstammung.

      Schon länger bekannt war die enge Anlehnung an die NPD. Alle vier Vorstandsmitglieder sind oder waren Mitglieder der NPD (Stand 2012/2013), bekleideten Ämter bis hin zum Bezirksvorsitzenden und übernahmen Kandidaturen. Hinzu kamen themenbezogene Vorträge bei rechtsextremen Veranstaltungen. Der Verein bewarb und verbreitete das Magazin bei einer rechtsextremen Zielgruppe. Extrem rechte Organisationen wie die NPD-Jugend oder die neonazistische Kameradschaftsszene lobten ihrerseits die Publikationen. Den Einwand der Herausgeber, durch die Nennung im Verfassungsschutzbericht eben auf diese Zielgruppe beschränkt und ansonsten stigmatisiert zu sein, bezeichneten die Richter als konstruiert und wenig überzeugend.

      Durch die periodische Herausgabe eines Magazins könne auch von einer Bestrebung gesprochen werden, deren Ziel es sei, den transportierten verfassungsfeindlichen Inhalten auch zum Durchbruch zu verhelfen, so die Richter.

      Verdachtsberichterstattung im Verfassungsschutzbericht?

      Position bezog der Verwaltungsgerichtshof auch in der Frage, ab wann eine Organisation im VS-Bericht erwähnt werden dürfe. Das erstinstanzliche Verwaltungsgericht ging noch von einer Zweiteilung aus. Mit Blick auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Verfassungsschutzgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen im Falle der Nennung der Jungen Freiheit, müsse für den Leser klar erkennbar sein, ob eine Organisation aufgeführt sei, weil es den Verdacht der Verfolgung verfassungsfeindlicher Bestrebung gebe oder ob diese Bestrebungen bereits verwiesen festgestellt worden seien. Die Richter am Verwaltungsgericht München verorteten den Verein samt Zeitschrift in der ersten Kategorie, deshalb stellte die Nennung in dem Kapitel „Sonstige rechtsextremistische Organisationen“ in ihren Augen einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die Grundrechte des Vereins dar.

      Die Richter am Verwaltungsgerichtshof stellten dagegen klar, dass laut Bayerischen Verfassungsschutzgesetz die Nennung bei Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung gerechtfertigt sei. Eine Verdachtsberichterstattung kenne das Gesetz nicht. Für den Midgard e.V. lägen über einen längeren Zeitraum sowohl quantitativ als auch qualitativ verdichtete tatsächliche Anhaltspunkte vor. Die Nennung im Bericht erfülle somit alle gesetzlichen Voraussetzungen. Nach diesen Maßstäben richten sich auch Klagen, die etwa die Identitäre Bewegung oder AfD-Mitglieder noch gegen die Staatsregierung anstrengen könnten.

      Die Entscheidung erging unter dem Aktenzeichen 10 BV 16.1237. Eine Revision wurde nicht zugelassen. Auf der Internetseite der Zeitschrift findet sich noch keine Stellungnahme zum Urteil. Der Verein müsste gegen die Nichtzulassung der Revision klagen, um die Rechtskraft zu verhindern.

      Quelle: Nachdruck mit freundlicher Genehmigung von ENDSTATION RECHTS.BAYERN
https://www.endstation-rechts-bayern.de/2017/09/urteil-bestaetigt-extrem-rechte-verankerung-des-oeko-magazins-umwelt-und-aktiv/

    

    
      Bücherecke

      17 Widersprüche und das Ende des Kapitalismus

      Rezension von Wolfgang Borchardt

      [image: Bild10]David Harvey will „die politischen Konsequenzen und Handlungsspiel­räume skizzieren, die sich aus einer Analyse der politischen Ökonomie des Kapitalismus ergeben.“ Zu diesem Zweck möchte er mit Hilfe des „dialektischen und nicht des logisch-aristotelischen Widerspruchsbegriffs“ „jene inneren Widersprüche des Kapitals bestimmen, die die jüngsten Krisen des Kapitals verursacht und den Eindruck erweckt haben, dass wir um die Zerstörung der Lebensgrundlage von Millionen von Menschen auf der Erde nicht herumkommen. … Ohne einen brauchbaren Ansatz zum Verständnis der Widersprüche, die diesen Phänomenen zugrunde liegen, werden wir ratlos bleiben … Für die antikapitalistische Bewegung, die sich gegenwärtig formiert, ist es unabdingbar, nicht nur zu verstehen, wogegen sie opponiert, sondern auch, klar zu artikulieren, was sie verändern kann und warum dies zwingend erforderlich ist, damit die Mehrheit der Menschheit in den kommenden Jahren und Jahrzehnten ein angemessenen Leben führen kann.“

      Harvey unterscheidet sieben „basale und invariable“ Grundwidersprüche47 „weil das Kapital ohne sie seine Aufgabe nicht erfüllen kann. Außerdem sind sie alle so eng miteinander verflochten, dass es nicht möglich ist, einen von ihnen aufzulösen, ohne die anderen ebenfalls anzugehen.“ von „beweglichen“48 und „gefährlichen Widersprüchen“. Bewegliche Widersprüche sind unbeständiger und wechselhafter als die Grundwidersprüche. Sie hängen ab von historisch bestimmten Bedingungen. Um über die Zukunft eines beweglichen Widerspruches Vermutungen anzustellen, muss zunächst seine „Grundbeschaffenheit beschrieben werden, bevor sich seine gegenwärtige Form beurteilen lässt. Und erst, wenn wir seinen Verlauf verstehen, können wir über seine Zukunft mutmaßen. … Die Bewegungsrichtung zu erkennen, ist politisch von großer Bedeutung, da sich daraus immer wieder neue Chancen und Risiken ergeben. Politische Ideen und Strategien, die an einem bestimmten Punkt in Raum und Zeit nützlich und sinnvoll sind, müssen an einem anderen nicht unbedingt empfehlenswert sein.“ 

      Zu den gefährlichen Widersprüchen – die in der Umweltbewegung eine besondere Rolle spielen – gehören bei Harvey aktuell: „exponentielles Wachstum", „Kapital ⇔ Natur“ und „Die Revolte der menschlichen Natur“. „Jeder dieser Widersprüche ist für das Kapital potentiell tödlich – aber nur, wenn es zu einer revolutionären Bewegung kommt, die es sich zum Ziel setzt, die von der grenzenlosen Kapitalakkumulation diktierte Entwicklung wirklich zu beenden.“ Doch gefährlich sind sie nicht in erster Linie für das Kapital: Es kann „wahrscheinlich endlos weitermachen, wie bisher. Allerdings wird es dabei das Land verwüsten, die Massen in die Armut treiben, die Klassenunterschiede dramatisch vertiefen und den größten Teil der Menschheit unmenschlichen Bedingungen unterwerfen.“ Gefährlich sind die genannten Widersprüche in erster Linie für die Menschheit.

      Harvey zeigt, dass die (notwendigerweise exponentielle) Kapitalvermehrung zur wachsenden Macht der unproduktiven und parasitären Rentiers führt. „Der Umstand, dass nur die obersten 1 Prozent … profitieren, … zeigt hinreichend deutlich, dass die Parasiten die Schlacht gewonnen haben. … Dabei kann nicht der geringste Zweifel daran bestehen, dass … sie den Krieg um das Überleben des Kapitals nicht gewinnen können. … Die Weltbank wird nicht müde, uns zu versichern, dass die kommende Flut wirtschaftlicher Entwicklung alle Boote wieder flott machen wird. Treffender wäre wohl die Vorhersage, dass der exponentiell steigende Meeresspiegel und die immer heftiger werdenden Stürme die gesamte Flotte versenken werden.“

      Im Kapitel „Kapital und Natur“ setzt sich Harvey mit der Annahme auseinander, dass der Kapitalismus unweigerlich zu einer Umweltkrise führen wird und führt eine Reihe von Gegenargumenten an. Er verfolgt einen eigenen Ansatz und sagt: „Das Kapital ist ein funktionierendes und sich entwickelndes Ökosystem, innerhalb dessen Natur und Kapital ständig produziert und reproduziert werden.“ Grundlage dieser Überlegung ist, dass „die Natur, die wir angeblich ausbeuten und plündern und die uns Grenzen setzt oder sich gar an uns »rächt«, in Wahrheit längst von der Zirkulation und Akkumulation des Kapitals vereinnahmt worden. Das ist nichts anderes als das, was viele Organismen auch machen: ihre Umgebung so verändern, dass sie „ihrer Reproduktion entgegenkommt. … Und genau so verfährt das Kapital – wenn auch im Eigeninteresse und nicht im Interesse der Menschen.“ Außerdem hat das Kapital die Umweltprobleme erfolgreich in seine Verwertungslogik eingebaut49 und es ist durchaus nicht ausgeschlossen, dass es ihm „gelingt, seine Zirkulation und Akkumulation inmitten von Umweltkatastrophen fortzusetzen.“ Für das Kapital ist die Natur nichts anderes als ein riesiges Reservoir an zu privatisierenden Gebrauchsgütern und es hat „gar keine andere Möglichkeit, als die Natur in Warenformen und private Eigentumsrechte zu zerlegen. Das zu kritisieren, hieße die Grundprinzipien der kapitalistischen Wirtschaft und deren Anwendbarkeit auf das kapitalistische Leben in Frage zu stellen. Aus diesem Grund muss die Umweltbewegung, wenn sie über eine bloß kosmetische und palliative Politik hinauskommen will, antikapitalistisch werden.“

      Mit seinen Darlegungen weist er nach, dass es nicht reicht, darauf zu hoffen, der Kapitalismus würde von sich aus an seinen Widersprüchen zugrunde gehen. „Der Kapitalismus wird nicht von alleine fallen. Er muss gestoßen werden.“ Das können nur die zunehmend entfremdeten Menschen erreichen, indem sie erkennen, dass der ganze äußerliche Konsum, das total selbst-entfremdete Leben immer weniger mit ihnen selbst, mit Genuss, Freude und innerer Befriedigung zu tun hat. Daher besteht nur im „revolutionären Humanismus“ eine Aussicht auf eine glückliche Zukunft. „Die einzige Hoffnung besteht darin, dass wir diese Gefahr erkennen, bevor die Fäulnis so weit fortgeschritten ist, dass Mensch und Umwelt irreparablen Schaden genommen haben.“ 
Aus den untersuchten 17 Widersprüchen leitet er abschließend Forderungen ab, um unsere politische Praxis zu beflügeln.

      Das Buch gleichermaßen ein theoretisches Werk, um politische Klarheit zu schaffen, und Anregung zum praktischen Handeln. Es räumt auf mit eventuellen Illusionen über ein Selbst-Absterben des Kapitalismus oder Hoffnungen, ihn sozial und ökologisch „zügeln“ zu können.

      David Harvey „Siebzehn Widersprüche und das Ende des Kapitalismus“, Ullstein-Verlag 2015, 373 Seiten, 20€, ISBN 978-3-550-08089-0

    

    
      Impressum

      Herausgeber: Sprecherrat der Ökologischen Plattform; ISSN 2195-027X

      Redaktion: tarantel@oekologische-plattform.de (ausschließlich für Veröffentlichungen) 

      Kontakt: Ökologische Plattform bei der Partei DIE LINKE ; Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin

      E-Mail: oekoplattform@die-linke.de Internet: www.oekologische-plattform.de

      Die ÖPF ist ein anerkannter Zusammenschluss DER LINKEN und arbeitet als bundesweite Arbeitsgemeinschaft. 

      Redaktionsschluss: 15.11.2017

      Beiträge, Leserbriefe, Buchempfehlungen bitte möglichst in maschinenlesbarer Form per E-Mail ein­senden. Ein Anspruch auf Rückgabe unverlangt eingesandter Beiträge in Papierform wird aus­ge­schlos­sen. Über eine Veröffentlichung entscheidet der Sprecher*innenrat. Veröffentlichte Bei­träge, auch einzelner Autoren der Ökologischen Plattform, spiegeln nicht in jedem Fall die Auf­fas­sung der Ökolo­gischen Plattform als Ganzes wider. Beiträge ohne weitere Quellenangabe stammen von den Autoren, Beiträge ohne Autorenangaben in der Rubrik IN EIGENER SACHE von der Redaktion.

      Geplanter Redaktionsschluss für die nächste Ausgabe:15.2.2018

      Elektronische Fassungen dieser und älterer Ausgaben sind unter 
www.oekologische-plattform.de/publikationen/tarantel verfügbar. 

      Bestellung/Adressänderung: kontakt@oekologische-plattform.de 

      Spenden für die „Tarantel“ und ÖPF: Partei DIE LINKE; IBAN: DE38 1009 0000 5000 6000 00; 
BIC: BEVODEBB; Verwendungszweck: Ökologische Plattform – Spende

      Autoren

      Hans-Joachim Börner ist Mitglied der Ökologischen Plattform.

      Wolfgang Borchardt ist Mitglied des Sprecher*innenrates der Ökologischen Plattform und verantwortlich für die Tarantelausgabe und den Internetauftritt.

      Marko Ferst ist Mitbegründer und Mitglied der Ökologischen Plattform. 

      Manuela Kropp ist Mitarbeiterin bei Dr. Cornelia Ernst (MdEP) Europaparlament; Tel.+3222847660; manuela.kropp@eg.euroga.eu 

      Jürgen Tallig und Detlef Bimboes sind Mitglieder der Ökologischen Plattform. 

      Wolfgang Wippler ist Mitglied des Sprecher*innenrates der Ökologischen Plattform.

      Bildnachweis

      Titelbild: Nicht Gewusst, Karikatur von Gerhard Mester, via Wikimedia Commons (CC BY-SA 4.0)

      Windbruch, Foto Walter J. Pilsak, Waldsassen, via Wikimedia Commons (CC-BY-SA-3.0)

      Glameyer_Stack_schwere_Sturmflut; Foto von Walter Rademacher, via Wikimedia Commons (CC BY-SA 2.5)

      Abb. 27 auf S. 88 der UBA-Studie „Vulnerabilität Deutschlands gegenüber dem Klimawandel“

      Hagelschaden im Maisfeld, Foto von Zumthie, via Wikimedia Commons, gemeinfrei

      Grönland, Jokulsarlon Gletschersee nachts mit Polarlicht vom Ostufer gesehen, Foto von Moyan Brenn from Anzio, Italy (Iceland), via Wikimedia Commons (CC BY 2.0)

      Klima-Demo Jänschwalde 13.9.2008 von Lulia Seeliger via flickr (CC BY 2.0)

      Fossil des Tages; Original: Preparing for Fossil award in BonnZone at COP23 - IMG_2482, Foto von Takver via flickr (CC BY-SA 2.0)

    

    
      Kontaktadressen

      Neuaufnahmen, Veränderungen, Ergänzungen bei Adressen/ Abonnement der Tarantel bitte über 
kontakt@oekologische-plattform.de oder https://www.oekologische-plattform.de/kontakt

      Bundesebene

      Ökologische Plattform

      Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin, https://www.oekologische-plattform.de oder info@oekologische-plattform.de
Petra Beck, pcbe@gmx.net
Götz Brandt, Prof.Goetz.Brandt@t-online.
Mitgliedschaft erklären: https://www.oekologische-plattform.de/mitgliedschaft/ 
Mailverteiler (Newsletter): 
Anmeldung unter https://www.oekologische-plattform.de/ (auf jeder Seite links unten)

      BAG Umwelt-Energie-Verkehr 

      Thomas Scherzberg, Walter-Oertel-Str. 32, 09112 , Chemnitz, ts_09112@web.de

      Bundestag

      Ralph Lenkert, Tel. 03022772636, Fax 030227-76638, ralph.lenkert@bundestag.de 

      Landesebene 

      Baden-Würtemberg 

      Wolfgang Kämmerer, Strohberg 36, 70180 Stuttgart, mail@wolfgangkaemmerer.de 

      Bayern 

      LAG Umwelt, Röntgenstr. 41a, 85055 Ingolstadt, eva@bulling-schroeter.de

      Marianne Selke, marianne-selke@t-online.de 

      Berlin 

      Marion Platta, (MdA, Umwelt), Niederkirchnerstr. 5, 10111; Berlin, Tel. 03023252550, platta@linksfraktion-berlin.de 

      Brandenburg 

      DIE LINKE Brandenburg, LAG Umwelt, ℅ Peter Engert, K.-E.-Ziokowski-Ring1, 15517Fürstenwalde, peterengert@t-online.de

      Bremen 

      Helmut Kersting, helmutkersting@die-linke-bremen.de 

      Hamburg 

      Gilbert Siegler, Braamwisch 41, 22175 Hamburg, g.siegler@web.de (AG Umwelt, Energie, Verkehr) 

      Hessen 

      Hajo Zeller, DIE LINKE.KV Marburg-Biedenkopf , Bahnhofstr. 6, 35037 Marburg , hajo.zeller@die-linke-marburg.de, Tel. 06421163873 

      Marjana Schott (MdL, Umwelt- und Landwirtschaftspolitik), Schlossplatz 1-3, 65183 Wiesbaden, 
m.schott@ltg.hessen.de

      Mecklenburg-Vorpommern

      Dr. Mignon Schwenke (MdL, Sprecherin für Energie-, Verkehr- und Umweltpolitik), Lennestr. 1, 19053 Schwerin, m.schwenke@dielinke.landtag-mv.de Tel.093855252531 

      Ute Spriewald (LAG Nachhaltige Entwicklung) info@die-linke-mv.de

      Niedersachsen 

      Karsten Färber (LAG ÖPF), Karsten.faerber@kabelmail.de
Heinz Preuß (Koordinierungsrat ÖPF), Sedanstr.6, 31787 Hameln, hpborusso@posteo.de

      Nordrhein-Westfalen

      Ralf Henrichs, Hohenzollernring 99, 48145 Münster, Tel.015118479447, ralfhenrichs@gmx.de

      Rheinland-Pfalz

      Marion Morassi, Walporzheimer Str. 5, 53474 Ahrweiler, marion-morassi@t-online.de

      Wolfgang Huste, whuste@aol.com (LAG ÖPF RP)

      Saarland

      Dagmar Ensch-Engel (MdL, umwelt-, energie-, sport-, verkehr- und wohnungsbaupolitische Sprecherin) Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken, dagmar.ensch-engel@dielinke-saar.de

      Sachsen 

      Sabine Kunze, Jahnstr. 1, 02929 Rothenburg, Tel. 03589135290, an-sa-kunze@t-online.de

      Michael-Alexander Lauter, Schrammsteinstr. 9, 04207 Leipzig, Tel. 03419424882, micha.lauter@web.de; (ADELE – ÖPF SA) 

      Marco Böhme, MdL, marco.boehme@linksjugend-sachsen.de 

      Dr. Jana Pinka (MdL, Umwelt- und Technologiepolitik), Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067Dresden, jana.pinka@slt.sachsen.de

      Sachsen-Anhalt 

      Frigga Schlüter-Gerboth, Ernst-Haeckel-Str. 5, 06122 Halle, Tel.034529418-63, (AG Umwelt)

      Angelika Hunger (MdL, Ernährung, Landwirtschaft, Forsten, Umwelt), Angelika.hunger@dielinke.lt.sachsen-anhalt.de

      Andre Lüderitz (MdL, Umweltpolitik), Domplatz 6-9, 39104 Magdeburg, andre.luederitz@dielinke.lt.sachsen-anhalt.de

      Frank Roßband, frank.rossband@web.de

      Schleswig-Holstein 

      Bernd Friedrich, friedrich_bernd@t-online.de, Augrund 7, 24321 Lütjenburg

      Hans-Jürgen Schulze, hajueschulze43@gmx.de, Öhlmüllenallee 1, 24306 Plön

      Thüringen 

      Dr. Johanna Scheringer-Wright (Sprecherin ÖPF Thüringen, MdL, Agrar- und Regionalpolitik), johanna@scheringer.de, Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt, Tel. 0151 1172 3000 

      Tilo Kummer (MdL, umweltpolitischer Sprecher), Jürgen-Fuchs-Str. 1, 99096 Erfurt, Tel. 03613772317, kummer@die-linke-thl.de

      linke und ökologische Medien

      Neues Deutschland: Uwe Kalbe, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, politik@nd-online.de 

      Der Rabe Ralf, Umweltzeitung für Berlin und Brandenburg, Prenzlauer Allee 230, 10405 Berlin, Tel.03044339147, www.grueneliga-berlin.de/raberalf 

    

    

    1 https://www.volker-quaschning.de/datserv/katastrophen/index.php, abgerufen am 1.11.2017
„In Deutschland sollen rund 7000 Menschen an den Folgen der Hitzewelle gestorben sein.“ (http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/statistik-studie-hitze-sommer-2003-hat-70-000-europaeer-getoetet-a-473614.html, abgerufen am. 1.11.2017)
Die Münchner Rückversicherung gibt 9.000 Todesopfer an. (NatCatSERVICE „Schadenereignisse in Deutschland 1980 – 2015“, S. 7)

    2 Anfang November 2017

    3 "1,4 Billionen für Klimaschutz: Sie schaffen das" von Andreas Mihm , Berlin - aktualisiert am 04.08.2017-11:33, 
https://web.archive.org/web/20171120111937/http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/energiepolitik/klimaschutz-umruestung-laut-studie-wirtschaftlich-verkraftbar-15135470.html; abgerufen 13.11.2017 

    4 http://www.tagesspiegel.de/politik/geheime-bdi-studie-auch-industrie-erwartet-wachstum-durch-klimaschutz/20583830.html, abgerufen 16.11.2017

    5 Das Wachstumspotential des Unternehmens ist der Anteil der (noch) nicht versicherten Schäden. 

    6 https://www.munichre.com/topics-online/de/2017/10/climate-facts-2017, abgerufen am 1.11.2017

    7 Klima-Pressekonferenz des Deutschen Wetterdienstes am 8.3.2016 in Berlin: „Zahlen und Fakten zum Klimawandel in Deutschland“

    8 „Im Jahr 2016 lag die mittlere globale oberflächennahe Lufttemperatur um rund 0,94°C höher als das Mittel im 20. Jahrhunderts.“ in: Presseinformation zum Stand der Forschung, Pressekonferenz in Hamburg, 6.7.2017 „Klimafakten als Grundlage für politische Entscheidungen“

    9 https://www.munichre.com/topics-online/de/2016/04/thunderstorms-over-germany, abgerufen am 1.11.2017

    10 https://www.munichre.com/topics-online/de/2017/topics-geo/rainstorms-over-europe, abgerufen 1.11.2017

    11 https://www.dwd.de/DE/klimaumwelt/klimawandel/klimawandel_node.html, abgerufen 1.11.2017 

    12 http://natcatservice.munichre.com, ausgewertet 15.11.2017

    13 siehe Anhang: Unwetterschäden in Deutschland 1990 - 2016

    14 https://www.ndr.de/nachrichten/Bundesamt-warnt-vor-steigendem-Meeresspiegel,meeresspiegel102.html, abgerufen 23.5.2017

    15 „Vulnerabilität Deutschlands gegenüber dem Klimawandel“, ISSN 1862-4359, Dessau-Roßlau, November 2015 https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/vulnerabilitaet-deutschlands-gegenueber-dem

    16 Friedrich-Wilhelm Gerstengarbe, Harald Welzer (Hrsg.), Fischer (2013), 320 Seiten, ISBN: 9783596189106 

    17 Guy P. Brasseur, Daniela Jacob, Susanne Schuck-Zöller (Hrsg.), Springer Spektrum (2017), 348 Seiten, ISBN 978-3-662-50397-3; Dieses Buch ist ein Open Access Buch und zugänglich auf http://link.springer.com/978-3-662-50397-3

    18 siehe auch "Vom Unwetter zur Katastrophe", https://www.oekologische-plattform.de/2014/05/vom-unwetter-zur-katastrophe/, abgerufen am 25.11.2017

    19 2017 traf es Berlin.

    20 Das war einer der Gründe für die Festlegung der 2°-Grenze.

    21 Hans Joachim Schellnhuber: Selbstverbrennung. 2015. ISBN 978-3-570-10262-2

    22 Umweltbundesamt: Kipp-Punkte im Klimasystem. Welche Gefahren drohen? 2008

    23 Siehe auch "Kippelement atmosphärische Zirkulation", https://www.oekologische-plattform.de/2016/09/kippelement-atmosphaerische-zirkulation/ 

    24 Siehe http://openclimatedata.net/climate-spirals/from-emissions-to-global-warming-line-chart/

    25 Hans Joachim Schellnhuber: Selbstverbrennung. Die fatale Dreiecksbeziehung zwischen Klima, Mensch und Kohlenstoff. 2015, ISBN 978-3-570-10262-2

    26 deutsch: gerechter Übergang

    27 https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/EU_Jahresauswertung_2016/
Agora_State_of_Affairs_EU_2016_WEB.pdf 
Agora Energiewende, Energy Transition in the Power Sector in Europe, January 2017

    28 https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/indicators/greenhouse-gas-emission-trends-6/assessment 
European Environment Agency, Abrufdatum 15.11.2017

    29 http://www.derenergieblog.de/alle-themen/energie/das-winterpaket-und-der-strommarkt-in-europa-deutschland/ Siehe auch den Energieblog von Becker Büttner Held

    30 Kapazitätsmechanismen sind eine Form der Subventionierung für konventionelle Kraftwerke, die dafür bezahlt werden, Stromerzeugungskapazität vorzuhalten (für den Fall von eventuellen Versorgungslücken). Tatsächlich liegt in Deutschland und in der EU jedoch ein Überangebot an Strom vor, so dass Kapazitätsmechanismen nicht gebraucht werden.

    31 A Marshall Plan for Europe,2012
https://www.ictu.ie/download/pdf/a_marshall_plan_for_europe_full_version.pdf 

    32 https://www.campaigncc.org/sites/data/files/Docs/one_million_climate_jobs_2014.pdf 

    33 https://france.attac.org/IMG/pdf/1_million_emplois_pour_le_climat_.pdf 

    34 https://globalclimatejobs.wordpress.com/publications-and-resources/ 

    35 Eine aktuelle Studie von odi, Climate Action Network, Friends of the Earth und Counter Balance belegt, dass allein 11 EU-Mitgliedstaaten und die EU von 2014 bis 2016 pro Jahr 112 Milliarden Euro an Subventionen für die Produktion und den Verbrauch fossiler Energieträger ausgegeben haben. aus: Phase-out 2020: monitoring Europe’s fossil fuel subsidies, September 2017 https://www.odi.org/sites/odi.org.uk/files/resource-documents/11762.pdf 

    36 Der europäische Emissionshandel ist offiziell das einzige europäische Instrument einer europäischen Klimapolitik.

    37 wie geschehen bei Hinkley Point C in Großbritannien

    38 Kapazitätsmechanismen begünstigen Kohle- und Atomstrom, weil sie „Grundlast“ liefern.

    39 Mehr zum Thema Energiearmut: Manuela Kropp, Bericht zum Workshop „Zugang zu Energie - ein soziales Grundrecht“ Mai 2017 https://www.dielinke-europa.eu/de/article/11309.zugang-zu-energie-ein-soziales-grundrecht-wie-kann-energiearmut-bekämpft-werden.html?sstr=Energiearmut 

    40 Siehe Studie arepo consult, Arbeitsplätze in Braunkohleregionen - Entwicklungen in der Lausitz, dem Mitteldeutschen und Rheinischen Revier, Juli 2017
http://www.arepoconsult.com/fileadmin/user_upload/pdf/APBK-Kurzstudie_Gr%C3%BCne.pdf 

    41 http://www.duh.de/themen/natur/planetare-grenzen/ Der schwedische Professor Rockström veröffentlichte erstmals 2009 das Konzept der planetaren Grenzen, das Aussagen über die Erdgesundheit und die Lebensgrundlagen der Menschen treffen kann. Werden die Grenzen erreicht, besteht die Gefahr irreversibler Schäden der Umwelt und somit an den Lebensgrundlagen der Menschen.

    42 Pianta, Mario, et al., Progressive Industriepolitik in Europa, Rosa-Luxemburg-Stiftung Brüssel, Dezember 2016 http://de.rosalux.eu/fileadmin/user_upload/Publications/Progressive_Industriepolitik_Europa_2017.pdf 

    43 A Marshall Plan for Europe, 2012,
https://www.ictu.ie/download/pdf/a_marshall_plan_for_europe_full_version.pdf 

    44 Der Preis für eine Tonne CO2 müsste bei mindestens 40 Euro liegen, um eine lenkende Wirkung zu haben und die Industrie zu CO2-sparendem Technologieeinsatz zu bewegen.

    45 1.1.2017 als EEG 2017 in Kraft gesetzt.

    46 http://www.bine.info/presse/pressemitteilungen/aktuell/pressemitteilung/sonnenstrom-auch-nachts-lieferbar/, abgerufen 17.11.2017

    47 Gebrauchswert  Tauschwert; gesellschaftlicher Wert der Arbeit  seine Repräsentation durch Geld; Privateigentum  kapitalistischer Staat; private Aneignung  gemeinsamer Reichtum; Kapital  Arbeit; Kapital als Prozess  Kapital als Ding; Wertproduktion  Wertrealisierung

    48 Technologie, Arbeit und menschliche Verfügbarkeit; Arbeitsteilung; Monopol  Wettbewerb; geografische Ungleichheit; soziale Ungleichheit; gesellschaftliche Reproduktion; Freiheit  Herrschaft; 

    49 Beispiele: private Abfallwirtschaft, Mineralwasserverbrauch wegen unsauberen Trinkwassers, Emissionshandel (private Verschmutzungsrechte)

OEBPS/Images/image007.jpg





OEBPS/Images/image008.jpg





OEBPS/Images/image009.jpg





OEBPS/Images/image010.jpg





OEBPS/Images/image011.jpg
DAVID HARVEY






OEBPS/Images/image004.jpg





OEBPS/Images/image005.jpg
Abbildung 27:

Potenzielle Uberschwemmungsflichen durch Sturmfluten in Landkreisen sowie

Anderungssignal iiber die Projektionszeitrdume gegeniiber der Gegenwart
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Quelle:

Eigene Darstellung auf Basis von: Bundesanstalt fiir Gewdsserkunde 2013
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Schwerpunkt: Erderhitzung in Deutschland

"Schon warm heute"

Die Erderhitzung verandert den Alltag in Deutschland
bereits in 20 Jahren.

Kipp-Punkte des Klimasystems

Ungebremste Erderhitzung





